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GENERAL 



Unter dem Dekanat des Professors Dr. Th. Schäfer, Sommer 1896, 
und dem Prodekanat des Professors Dr. H. Fischer, Winter 1896/97, 
haben voll 32 Bewerbern den Doktorgrad erworben die folgenden 27 : 

1896. 

1) Franz Ranninger aus Landau 

2) Otto Lehr aus Linz am Rhein 

3) Hermann Dinkelacker aus Balingen 

4) Franz Theine aus Meschede 

5) Boris Gantschepp aus Carlowo, Bulgarien 

6) Max Dessoulavy aus Cernier, Ct. Neuenburg 

7) Ernst Stoll aus Neckarhausen 

8) Wilhelm Schölten aus Herne 

9) Peter Gössler aus Geislingen 

10) Ernst Müller aus Esslingen 

11) Ludwig Baur aus Friedrichshafen 

12) Eugen Schmid aus Friedrichsthal 

13) Heinrich Arnold Contze aus Werdohl 

14) Carl August Fahrion aus Feuerbach 

15) Ernst Theodor Hausser aus Ludwigsburg 

16) Isidor Walter aus Neustettin 

17) Michael Rachmuth aus Sereth, Galizien 

18) Arnold Johann Middendorp, Garnisonspfarrer in Span- 
dau 17. Dezember 

19) Theodor Stockmayer aus Göppingen 19. Dezember 

1897. 

20) Adolf Rombold, Repetent in Ehingen 7. Januar 



27. April 

7. Mai 

7. Mai 
21. Mai 
21. Mai 

4. Juni 
23. Juni 
23. Juni 
23. Juni 

6. August 
6. August 

5. November 
5. November 

10. Dezember 
10. Dezember 
17. Dezember 
17. Dezember 
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21) Karl Linde, Gymn. -Oberlehrer in Helmstedt 23. Januar 

22) Victor Roth aus Mühlbach, Siebenbürgen 23. Januar 

23) Nai Choo ajis Bangkok, Siam 18. Februar 

24) Wilhelm Kempkens aus Straden, Rheinprov. 6. März 

25) Joseph Trunk, Präzeptoratskaplan in Horb 11. März 

26) Ernst Theodor Mäschel, Gymn. -Oberlehrer in Schnee- 
berg, Sachsen 11. März 

27) Ludwig Spiro aus Wankheim 11. März 

Honoris causa wurden zu Doktoren ernannt: 

1) Ferdinand Kittel in Tübingen, früherer Mis- 
sionar in Indien 1896 4. Juni 

2) Konrad Schick, K. Wttrtt. Baurat in Jerusalem 28. Oktober 

Nach 50 Jahren erneuert wurden die Diplome für: 

1) Max v. Planck, Direktor der Kultministerialab- 

teilung für Gelehrten- und Realschulen in Stuttgart 2. Juli 

2) Richard v. Riess, Domkapitular in Rottenburg 2. Juli 

3) Karl v. Weizsäcker, Kanzler der Univ. Tübingen 1897 15. Februar. 
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VERWALTUNGSGESCHICHTE 



DES 



ATTISCHEN STAATS. 
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In der Zeit, in welcher das attische Staatswesen den Höhe- 
punkt seiner Entwicklung erreicht hat, finden wir in ihm eine Aus- 
bildung des Verwaltungssystems, die einen modernen Charakter hat. 
Das perikleische Athen zeigt eine grosse Anzahl von Behörden, bei 
welchen die technische Verwaltungsaufgabe völlig losgelöst von poli- 
tischer Bedeutung erscheint, der lokalen Selbstverwaltung ist ein grosser 
Spielraum nicht etwa in Bewahrung ursprünglicher Autonomie be- 
lassen, sondern mit bewusster Tendenz neu geschaffen, und eine Frage, 
welche in der neuesten Verwaltungstheorie eine wesentliche Rolle spielt, 
die Berechtigung einer besonderen Verwaltungsgerichtsbarkeit ist nicht 
gerade von der modernen theoretischen Fragestellung aus, aber im 
Zusammenhange der grossen politisch-administrativen Einrichtungen 
thatsächlich in einer bestimmten Richtung gelöst worden. Andererseits 
freilich ist von den heutigen Einrichtungen und Gesichtspunkten fern 
abliegend die unmittelbar in die Augen springende Eigentümlichkeit, 
dass es für die attischen Verwaltungsbehörden kein Über- sondern 
nur ein Nebeneinander giebt und dass die höchsten politischen Fak- 
toren, Volksversammlung und Rat, nicht etwa nur die allgemeinen 
Rechtssätze für die Verwaltung aufstellen oder die Mittel gewähren, 
sondern die Aufsicht und Kontrolle im Detail ausüben und willkür- 
lich mit Einzelverfügungen sich direkt an der laufendeu Verwaltung 
beteiligen. Diese Eigentümlichkeit beruht auf der Besonderheit der 
konstitutionellen Begründung der Verwaltungsordnung, in ihr ist be- 
griffen, dass das attische Staatswesen auch auf dem administrativen 
Gebiet den Typus der Demokratie in einziger Weise repräsentiert. 
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Es wäre eine dankbare Aufgabe, der modernen Denkungs weise 
ein attisches Verwaltungsrecht der voll ausgebildeten Demokratie zum 
Verständnis zu bringen^ zu zeigen, wie es verfassungsmässig begründet 
ist, welche Seiten des Gemeinlebens der staatlichen Fürsorge wert er- 
achtet und in den öffentlichen Verwaltungsdienst aufgenommen wurden, 
was der Staat unmittelbar übernahm und was er der Selbstverwaltung 
der Teile anheimgab, wie der öffentliche Dienst organisiert, wie das Ver- 
fahren im einzelnen geordnet, wie der Rechtsschutz für die Zwecke der 
Verwaltung und wiederum der des Bürgers gegeuliber den administra- 
tiven Behörden eingerichtet war. In der Litteratur ist dieser Aufgabe 
vorgearbeitet durch Böckhs Staatshaushalt der Athener und alle die 
Arbeiten, welche seitdem mit der Finanzorganisation Athens sich be- 
schäftigt haben. Aber die Aufgabe ist allgemeiner zu fassen^ als^ nur 
für das Finanzwesen, auch mehr systematisch uud weniger antiquarisch; 
die Handbücher insbesondere beharren, der vom Altertum selbst her 
üblichen Darstellungs weise getreu, indem sie sich im wesentlichen auf 
die Behördenorganisation beschränken, durchaus auf dem antiquarischen 
Standpunkt, so dass, was wir hier meinen, eine Aufgabe der Zukunft bleibt. 

Diese Aufgabe hätte es, wie oben bemerkt, mit dem Verwal- 
tungsrecht der voll ausgebildeten Demokratie zu thun; aber der Zu- 
stand, den wir unter Perikles ausgebildet finden, hat eine lange Vor- 
geschichte und ist ohne diese unverständlich. Schon das allgemeinste, 
die Herausbildung einer besondern technischen Verwaltung aus der 
politischen Staatsleitung bedarf einer eingehenden geschichtlichen Klar- 
legung. In den folgenden Ausführungen soll nun der Versuch ge- 
macht werden, eine Verwaltungsgeschichte des attischen Staats wenig- 
stens zu skizzieren von dem Standpunkt aus, dass wir nunmehr in 
der Schrift des Aristoteles vom Staat der Athener eine Quelle haben, 
welche nicht nur erst eine solche historische Darstellung ermöglicht, 
sondern auch für die systematisch rechtliche Auffassung wertvolle Ge- 
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sichtspunkte bietet. Auf eine neue Anhäufung des sonstigen Quellen- 
materials und Einzelberücksichtigung der reichen neueren historischen 
und antiquarischen Litteratur darf wohl fllr den Zweck dieser Pro- 
gramraabhandlung verzichtet werden; beides ist ja auch in den jüng- 
sten zusammenfassenden Fachschriften, wie namentlich in Thumsers 
sechster Bearbeitung von K. Fr. Hermanns Lehrbuch undinBu- 
solts Griechischer Geschichte (IL 2 III. I. 2 ) sorgfältig zusammenge- 
stellt und bequem zu finden. Ebenso wird bei Verwertung der ari- 
stotelischen Schrift davon Abstand genommen, im einzelnen ausdrück- 
lich Bezug auf die Litteratur zu nehmen; hervorgehoben möge nur 
sein, dass für den hier eingehaltenen Standpunkt der von U. v. Wi- 
lamowitz in seiner Schrift , Aristoteles und Athen' gegebene Kom- 
mentar zu dem aristotelischen Werk von besonderem Nutzen war. 

Wenn wir für das attische Staatswesen in einer modernen An- 
schauungen ähnlichen, von den Einrichtungen z. B. der römischen 
Republik wesentlich verschiedenen Weise von der politischen Gewalt 
als derjenigen, welche .mittelst Gesetzgebung und allgemeiner Regier- 
ungsthätigkeit den Bestand des Staats schafft und erhält^ unterscheiden 
die Verwaltung als diejenige Thätigkeit, welche innerhalb der poli- 
tischen Verfassung auf die Verwirklichung der verschiedenen Einzel- 
zwecke des Staats in geordneter, kunstgerechter Weise gerichtet ist, 
so fragt sich zuerst, ob im griechischen Altertum selbst bei denen, 
welche sich mit der Betrachtung des Staatswesens überhaupt oder 
speziell des attischen Staats beschäftigt haben, eine solche Scheidung 
von Politik und Administration als prinzipiell notwendig oder that- 
sächlich vorhanden erkannt worden ist, bezw. ob sich hiefür eine 
Terminologie nachweisen lässt. Dies ist, so viel ich sehe, nicht der 
Fall. Plato fasst in den Gesetzen p. 758 E eine Anzahl von Auf- 
gaben, die wir als spezielle Verwaltungsaufgaben bezeichnen würden, 
unter dem Amt von Marktaufsehern zusammen, und stellt diese zwi- 



sehen Stadtaufseher, unter denen man die politische Obrigkeit ver- 
stehen könnte, und die Priester; aber einmal kreuzt sich dieser Unter- 
schied des Amts mit dem von Stadt und Land und mit der Ein- 
teilung des Gebiets, für welches zu sorgen ist, und sodann ist er viel 
zu wenig prinzipiell. Aristoteles geht Politik 1299a 3 auf die Frage 
der Einteilung der Amter ein und giebt dabei u. A. auch eine solche 
in tyycd «oXtxixorf, o?xovo|iixa(, Ö7r7]pexixa(, und man könnte meinen, die 
zwei ersten dieser Ausdrücke gäben die gesuchte Unterscheidung, aber 
die Unterschiede, welche damit bezeichnet werden, sind ganz anderer 
Art. In der Schrift vom Staat der Athener könnte man die Aus- 
drücke Siobojois (ifj iptuxXios SiohtTjats 43, 1) und £rct|ieAetai hieher ziehen, 
und diese enthalten auch das, was wir unter Verwaltungsaufgaben 
verstehen, aber sie werden nicht konsequent nur hiefiir gebraucht, 
sondern auch für die politische Verwaltung. Andere Quellen, in 
denen die Trennung von Politik und Verwaltung zu finden wäre, 
sind mir nicht bekannt, und ebensowenig wüsste ich Spuren einer 
in dieser Richtung konsequent sich bewegenden Terminologie nach- 
zuweisen. Und doch ist jene Trennung thatsächlich in Athen er- 
reicht worden und so deutlich zu erkennen, dass sie als Prinzip 
erscheint und es sich nur fragt, ob die praktischen Staatsmänner, 
welche die fraglichen Einrichtungen getroffen haben, aus politischen 
Motiven dazu gekommen sind oder in bewusster Verfolgung eines in 
dem Interesse der Sache selbst ihnen aufgegangenen Ziels. Im er- 
steren Fall wäre es verständlich, dass aus der Praxis eine theoretische 
Erkenntnis sich nicht bildete. Die geschichtliche Betrachtung wird 
zeigen, dass jene beiden Motive zutreffen, und diesem Verhältnis ent- 
spricht im Grunde auch die Theorie. Voll hat sie allerdings den 
Unterschied von' Politik und Verwaltung nicht herausgestellt, aber 
indem sie im Anschluss an die Praxis die in einem Staate not- 
wendigen Amter aufzählte, kam sie zu dem Begriff des Verwaltungs- 
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zwecks als einer im Interesse der Bürger vorn Staat übernommenen 
Aufgabe, die zwar ununterschieden neben das politische Amt sich 
stellt, aber doch leicht mit den einzelnen zur Aufzählung kommenden 
Seiten zu eiuer besonderen Gruppe abgetrennt werden kann. 

Von den im modernen Staat üblichen Gesichtspunkten ergeben 
sich für ein ausgebildetes Staatswesen als Verwaltungszweige Staats- 
haushalt oder Finanzverwaltung, Kriegswesen, Sicherheits- und Wohl- 
fahrtspolizei, Kulturzwecke, und mit eigentümlichen Vorbehalten Kultus 
und Justiz. Die letzten beiden stehen auch im attischen Staat beson- 
ders; für beide giebt es eine Anzahl erloste Einzelstellen und Kolle- 
gien, welche ganz in Analogie der andern Verwaltungsämter geordnet 
sind, aber diese sind auf beiden Gebieten von untergeordneter Be- 
deutung. Der Priester ist nicht sowohl Diener des Staats als des 
Gottes, dem er geweiht ist, wenn auch der Dienst des Gottes dem 
Staate zugutekommen soll. Der politische Beamte, welcher Kultfunk- 
tionen hat, übt damit eine politische Kompetenz oder ein Ehrenamt 
aus, jene für Kultzwecke erwählten oder erlosten Beamten sind teils 
diplomatischer Natur, wie der fiir die delphische Amphiktionie bestimmte 
fepo|ivTfj|Aö)v, teils bezeichnen sie die Hilfe, welche der Staat den äusseren 
Bedürfnissen des Kultus gewährt. In der Hauptsache sind die Tempel 
mit ihrem Dienst Selbstverwaltungskörper. *) In der Rechtsprechung ist 
das Amt der Dreissig, bezw. Vierzig ein Losamt, das in der Zeit, in 

1) Aristot. Politik 1299a 16: rcccvxac oöxe iob<; afpexous oöxe xoi>£ xXrjpco- 
xoi>£ ap^ovias 8ex£ov ofov xoi>£ fepets rcpöxov xoöxo yip gxepov xt rcapA xag 
tcoXixix&£ dpx&S öexdov. In der Verfassung vom Jahre 411 v. Chr. Aristot. St. 
der Ath. 36 werden als Staatsbeamte aufgeführt der Hieromnemon, die Schatzmeister 
der Göttin und der andern Götter (Behörden, welche wichtige staatliche Funktionen 
hatten), die Opferbesorger und die Leiter von Festen (Jm|ieX7jxaQ. In dem Ver- 
fassungsschema z&hlt Aristoteles auf die Schatzmeister der Athene (47, 1), Bauauf- 
seher für die Tempel (fepftv £maxeoaaxat 50, 1) die Archonten mit ihren Funktionen 
im Kulte (56 ff.), die dc8Ao9£xai (60, 1). 



welcher die Verwaltungsämter überhaupt geordnet wurden, sozusagen 
in ihre Reihe sich einstellte; aber die Jurisdiktion der Archonten ihrem 
Ursprung nach, vollends diejenige der Heliäa, des Rats und der Volks- 
versammlung erscheint als Hoheitsrecht politischer Natur. *) Es kommen 
also für die nachfolgende Betrachtung Kultus und Justiz auch nur 
in beschränkter Weise in Betracht 

Die politische Gewalt, welche in der älteren Zeit die Verwaltung 
zugleich mit den politischen Obliegenheiten besorgte, steht in der 
Zeit, in welcher sie repräsentiert ist durch Volksversammlung, Rat 
und Gerichte, Über der Verwaltung und wirkt in verschiedener Weise 
bestimmend auf sie. Auf welchem Wege dieses Verhältnis in der 
perikleischen Zeit erreicht wurde, ist im Nachfolgenden in erster Linie 
zu untersuchen. 

i. 

Nach der gemeinen Überlieferung blieben in der Stellung des 
attischen Königtums alle Funktionen der obersten staatlichen Gewalt 
ununterschieden vereinigt und erhielt sich dieses Zusammensein nach 
dem Sturz des Königtums auch noch im einheitlichen Archontat; ja 
selbst bei der schliesslichen Spaltung der Obergewalt in neun Archon- 
tenstellen mit einjähriger Dauer war der einzelne Archon Regierungs- 
beamter im allgemeinen, und seine speziellen Funktionen eben Teile 
der einen Amtsstellung, wenn auch neben der allgemeinen Benennung 
Archon die einzelnen Mitglieder des neunstelligen Kollegiums die 
Spezialtitel des eponymen Archonten, des Basileus, des Polemarchen 
und der Thesmotheten erhielten. Anders aber wird der geschichtliche 



1) Bei Aristot. St. der Ath. 25, 2 sind die politischen Faktoren des demokrati- 
schen Staats ol rcevTaxoatot, 6 SfJ|AO<; xal xa Sixaaxfjpia. In dem Verfassungsschema 
stehen ebenso nebeneinander der Rat, welcher mit den Beamten arbeitet, die Ekklesia 
und die Gerichte. 
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Hergang und damit auch die Sache gefasst bei Aristoteles in der 
Schrift vom Staate der Athener. Die Absch wachung des obersten 
Amts wird hier Kap. 3 schon in das Königtum hineingeschoben und 
zugleich nach dem Gesichtspunkt der Sonderstellung des Geschäfts 
als solchen gewürdigt. Abgesondert wird zuerst, weil die Sache es 
verlangt (xpeias xaxaXaßoiiarjs), die Heerflihrung durch Aufstellung eines 
7coXd{iapxo€ , wofür auf einen früher erwähnten, für uns nicht mehr 
erhaltenen Vorgang aus der mythischen Zeit hingewiesen wird. *) Dann 
wird neben dem König und Polemarchen ein Archon eingesetzt mit 
gewissen ^i6exa, d. h. neuen Kompetenzen, die dann weiterhin noch 
gemehrt wurden. 2 ) Wieder nach einem Zwischenraum von Zeit, da 
schon das Jahresamt eingeführt ist, wird ein weiterer Zweig von der 
Obergewalt der früheren königlichen Stellung abgetrennt, die An- 
wendung, Tradition und Weiterbildung der Rechtssätze, und diesmal 
ist es nicht ein Einzelbeamter, sondern ein Kollegium von sechs Män- 
nern, das unter dem Titel 6eqio6£xat hiemit betraut wird. 

Diese aristotelische Darstellung wurde in der auf ihn folgenden 
Litteratur nicht aufgenommen, weil man sie nicht in der attischen 

1) S0[ev] xal xfcv "Iwva |iexe7tl[i4avxo lesen jetzt Kenyon und Blass. — Dass 
der Poleniarch ursprunglich etwa nur für den einzelnen Fall ernannt worden wäre, läge 
nur in der Analogie des Ion. Kap. 3 erscheint die 7ioXe(xap^(a bereits als ordent- 
liches Amt. 

2) 3, 3: 07]|ieCov xal xö (irjofev xöv rcaxptcov xöv apx ovta Stotxelv, öarcep 
6 ßaaiXet>$ %al 7toXe|iapj(o$, aXXa 7t a emÖexa liest jetzt Blass. Da Aristo- 
teles aus dem, was noch in historischer Zeit am besten das altertümliche erkennen lässt, 
d. h. aus gottesdienstlichen Funktionen zurückschliesst, so sind die rcaxpia und die 
&7tt6eTa in diesem Sinn zu verstehen, und da nach aXX die Buchstaben a und n jeden- 
falls undeutlich sind (aXX[a fiovov x] a las Blass in der ersten Ausgabe), so könnte 
auch geschrieben gewesen sein: aXX' fepa xtva ImBexa. Der Ruckschluss geht natür- 
lich nicht blos auf Opfer, sondern auf Geschäftskompetenzen. — dcXX& 7c[avx' e^eiv] 
JittOexa vermuten Kaibel und Di eis (bei Kaibel, Stil und Text der IIoX. 'A8. des 
Arist. S. 124). 

2 
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Landesgeschichte fand, und Aristoteles selbst giebt sie ja nur als von 
ihm aus Indizien erschlossen. Aber sein Verfahren war richtig, und 
die Resultate, die er zieht, sind annehmbar. Es sind freilich in 
der geschichtlichen Zeit die Thesmotheten mit dem Archon, dem 
Basileus und dem Polemarchen zu einem Kollegium der neun Archonten 
zusammengestellt worden, und man könnte aus dem allen gemein- 
samen Titel auf eine Entwicklung schliessen, wie sie die andere Seite 
der Tradition vertritt, wonach auf das Königtum ein einziger Archon 
folgte und dessen Befugnisse weiterhin zersplittert wurden. Allein dann 
müsste doch jenes Kollegium später noch viel mehr gemeinsame Funk- 
tionen gehabt haben als der Fall ist; denn was sie in historischer Zeit 
gemeinsam thun, ist ganz unbedeutend. *) Es wäre also der Verlauf 
der gewesen, dass bei der Epoche, die man als Sturz des Königtums 
bezeichnet, derjenige, welcher den königlichen Titel wegen der daran 
hängenden Kultkompetenzen fortführte, hinter den Archon zurücktrat, 
der letztere die Regierungsgewalt mit einer gegenüber dem ßaaiXe6; und 
rcoX£|iapxos abgegrenzten Kompetenz übernahm, und hiezu dann später, 
nach Aristoteles zur Zeit des einjährigen Archontats, das Amt der 
Thesmotheten kam ftir Rechtssetzung und Rechtsprechung. Es mochte 
auf dieses wohl ein Teil der Jurisdiktion des Archon übergehen, 
aber in der Hauptsache sollte das Amt ein neues und selbständiges 
sein, das man zunächst noch nicht mit den andern oberen Ämtern 
unter dem Archontentitel zusammenfasste. Aristoteles erschliesst das 
ursprüngliche Getrenntsein der Amter aus der Verschiedenheit der 
Amtslokale; man kann aber auch aus jenem Mangel gemeinsamen 

1) Vgl. die Zusammenstellung bei Busolt2 2 , 277 A. 4. — v. Wilamo witz, 
Arist. und Ath. 1, 243 A. 118 findet eine Rechtsentwicklung, welche die Amtsbefug- 
nisse des Archontenkollegiums zu Gunsten der einzelnen zersplitterte, wohl denkbar. 
Mir scheint eben wegen des Mangels an Gemeinsamem der bei Aristoteles gezeichnete 
Verlauf richtiger erschlossen. 
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Handelns schliessen, dass die nachträglich hergestellte Einheit vor- 
zugsweise eine solche des Titels und Eangs war und nur folgeweise 
auch einer gewissen Kompetenz. Die Zeit, in welcher die einheitliche 
Benennung der neun Archonten aufkam, lässt sich nicht bestimmen. 
Wenn bei Thukydides (1, 126) zur Zeit der kylonischen Verschwörung 
ol evvea ötp^ovreg die Regierungsbehörde sind , ! ) so kann hier der Hi- 
storiker des fünften Jahrhunderte einen ihm geläufigen Begriff auf 
frühere Zeit übertragen. Bei Aristoteles St. d. Ath. 4, 2 treten die neun 
in dem Schema der drakonischen Verfassung auf; aber 3, 5 hatte er 
gesagt, dass sie erst unter Solon zu einem gemeinsamen Amtslokal 
gekommen seien. In den solonischen Gesetzen bilden ein Kapitel 
diejenigen, ol xelviai zoX$ £vvea äp^ouatv (vgl. das Gesetz über die £m- 
Xetpoxovta v6{a<öv bei Demosth. gegen Timokr. 20 mit der Deutung bei 
Scholl in Sitzungsber. der bayer. Akad. Phil. hist. Kl. 1886 S. 84 ff.), 
und bei Aristoteles 8, 5 werden Bestimmungen über die Wahl der 
Archonten gegeben, welche zu diesem Kapitel gehört haben müssen. 
Die sachliche Voraussetzung der Zusammenfassung ist, dass andere 
Amter sich bemerklich machten, so dass es nötig erschien, die älteren 
und bedeutenderen als solche mit dem Archontentitel zu bezeichnen. 
Welche Amter sind nun neben denen, die im Archontat als Re- 
gierungsämter zusammengefasst wurden, erstanden? In der drakoni- 
schen Verfassung werden bei Aristoteles (K. 4) Archonten und Schatz- 
meister als die bürgerlichen Beamten genannt, denen die Strategen 
und Hipparchen als die militärischen gegenüberstehen. In der soloni- 
schen Verfassung kennt Aristoteles 7, 3 bereits Schatzmeister, öffent- 
liche Verkäufer (iwöXijral), die Elfmänner und Kassenbeamte (xwXaxpIxat). 
Unter den Schatzmeistern versteht er dabei sicher keine andern als 
die des Tempels auf der Burg, des Hekatompedon, welche urkundlich 



1) Vgl. auch Plut. Sol. 12: MeyaxXfjs 6 dcp^wv xal ot ouvap^ovie^« 

2* 
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mittelst der Inschrift corp. inscr. att. 4, 3 p. 199 wenigstens bis in 
die Mitte des sechsten Jahrhunderts zurückverfolgt werden können. *) 
Ausserdem ist bei Aristoteles (8, 1) aus den solonischen Gesetzen ci- 
tiert 6 nepl xöv xajuöv v6|xo$. Es ist möglich, dass es eine Zeit gab, 
in welcher die Verwaltung des Athenetempels und des Tempelguts 
durchaus priesterlich war; die xajxfa: aber, von welchen in unsern 
Quellen die Rede ist, sind staatliche Beamte und setzen einen Rechts- 
zustand voraus, bei dem der Staat die Verwaltung von Tempel und 
Tempelgut übernommen hat. 2 ) Man könnte sich nun, so wie Ari- 
stoteles unter Drakon die Archonten und Schatzmeister nebeneinander 
stellt, beider Verhältnis denken wie das der Konsuln und Quästoren, 
aber dies wäre eine unrichtige Vorstellung; denn die römischen Quä- 
storen sind Beamte cum imperio, die xajuat aber sind ausschliesslich 
Verwaltungsbeamte, unfähig zu politischer Kompetenz, sie sind ledig- 
lich betraut mit der Aufsicht über Tempel und Tempelschatz ohne 
Verfügungsrecht über den letztern. In der spätem Zeit bilden sie 
ein zehnteiliges Kollegium analog den andern Kollegien, wofür cha- 
rakteristisch ist der Ausdruck 6 Seiva xocl ol ouvapxovies; wie ihr Zu- 
sammenwirken vor der klisthenischen Zehnzahl geordnet war, wird 
eben jenes solonische Gesetz enthalten haben. Über die ältere Zahl 
versagt der fragmentarische Zustand der Inschrift die Auskunft. Die 



1) Vgl. Kirchhoff a. a. 0. zu der Inschrift. 

2) E. Curtius sagt yoq der Geschichte der Münzprägung aus Ges. Abh. 2, 456 f.: 
>l)ie Mitaufsicht stadtischer Behörden musste überall zur Mediatisierung der priester- 
lichen Institute fuhren. Der Staat legte Beschlag auf die priesterlichen Kassen, wie 
dies zur Tyrannenzeit in Athen begonnen haben muss, als die Priesterschaft auf Renten 
gesetzt und von Staats wegen das grosse Tempelkassenhaus gebaut wurde, welches zu- 
gleich der Staatsschatz war.« Wenn aber das Gesetz über die xafu'at wirklich solo- 
nisch war, so muss die Säkularisation' vor der Tyrannenzeit stattgefunden haben. Von 
Säkularisation in rechtlichem Sinn kann jedoch nicht gesprochen werden. Den Göttern 
ist ihr Eigentum nicht genommen worden, sondern nur die Verwaltung wurde verstaatlicht. 
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Vermittlung der Verstaatlichung des Kollegiums konnte gebildet haben, 
dass der Staat, was er an Metallschatz auf längere oder kürzere Zeit 
ansammelte und beim Tempel als der sichersten Stätte deponierte, der 
Aufsicht der Tempelschatzbehörde übergab. Jedenfalls haben wir in 
ihnen wohl das erste Beispiel einer mehrstelligen, reinen Verwaltungs- 
behörde mit bestimmt begrenzter Kompetenz nicht politischer Art, 
abhängig von den Dispositionen derjenigen politischen Behörde, wel- 
cher verfassungsmässig die Verfügung über die Staatsgelder zustaud, 
mochte dies nun der Archon oder der Areopag sein. Die relative 
Selbständigkeit, welche in der Form der Kollegialität lag, mag ihren 
Grund darin gehabt haben, dass sie von Hause aus dem Gott, nicht 
dem Staat dienten. 

Dagegen kann man die Vermutung aussprechen, dass die Kola- 
kreten, Poleten und Elfmänner ursprünglich nicht Kollegien bildeten, 
sondern Vollzugsbeamte der Archonten in einer gewissen Zahl waren, 
die je nach Bedürfnis einzeln oder in Mehrzahl verwendet wurden. 
Die Kolakreten werden z. B. den Abgaben- oder Steuereinzug gehabt 
haben zuerst unter dem König, dann unter dem Archon, die Elf- 
männer nicht eine eigene Jurisdiktion, sondern Polizeidienst im Auf- 
trag der Archonten, ebenso die Poleten die Verkaufs- und Verpach- 
tungsgeschäfte im Auftrag der Oberbeamten; für diese ist charakter- 
istisch, dass noch in späterer Zeit, wo diese Geschäfte vor dem Bat 
abgemacht wurden, die Abmachungen der Poleten der Genehmigung 
der Archonten bedurften (Aristo t. St. d. Ath. 47, 2). Indessen sind diese 
Verhältnisse vor der klisthenischen Epoche Sache der Konstruktion. 

Inzwischen war aber — ungewiss wann — ein Verwaltungs- 
apparat entstanden, der auf einen andern Gesichtspunkt führt, indem 
er die durch die Ämter gegebene Administration ergänzt. In der 
Verfassung des Klisthenea treten nach Aristoteles, St. der Ath. 21, 5 
an die Stelle der Naukrarieen die Demen, und jene werden an der- 



— 14 — 

selben Stelle als Teile der Phylen bezeichnet, folglich waren die 
Naukrarieen wie die Demen lokale Bezirke, und die Phylen betrach- 
tete Aristoteles ebenfalls als solche, nicht bloss als Gruppen von Ge- 
schlechtern. Jede Phyle war in zwölf vauxpapCai oder Bezirke für 
Schiffsbeschaffung eingeteilt, diente also für eine Leistung, welche die 
Regierung des Gesamtstaates in dessen Interesse anordnete. Die Phylen 
aber sind ihrem Ursprung nach autonome Geschlechterverbände mit 
eigener Verwaltung gemeinsamer Angelegenheiten. Zu den Eigen- 
rechten dieser Verbände hatte von jeher gehört, dass ihre Organe fest- 
stellten, wer zu ihnen gehörte. Das Geschlecht prüft die Verhält- 
nisse der Geburt und damit die Zugehörigkeit, die Phratrie, eine 
Gruppe innerhalb der Phyle, genehmigt hierauf die Aufnahme in ihren 
Verband, und da diese Zugehörigkeit gleich dem Bürgerrecht war, so 
hatten jene Organe über dieses zu bestimmen, vollzogen also, indem 
sie einen autonomen Akt vornahmen, eine staatliche Funktion, gerade 
wie im modernen Staat vor Errichtung des Standesamts die kirchliche 
Behörde, indem sie den Akt der Aufnahme in die konfessionelle Ge- 
meinschaft vollzog, zugleich Organ des Staats war. Weiter aber werden 
die Phylen mit ihren Unterabteilungen auch in Anspruch genommen 
gewesen sein für die Aushebung und für Umlagen ausserordentlicher 
Art, und dies nun wurde zum Teil mit der Naukrarieeneinrichtuug 
geändert. Die oberste Einteilung bleiben die vier Phylen, die ja auch 
Gebietsteile repräsentieren, und nach denen ohne Zweifel das Aufgebot 
gegliedert war. Für die Beschaffung und Bemannung der Schiffe nun 
und des Reiteraufgebots wurde in die vier Phylen, die bisher keine 
lokalen Unterabteilungen kannten, sondern das Aufgebot nach den 
Personen verbänden gestellt hatten und für das Fussvolk auch fernerhin 
stellten, solche lokale Teile eingelegt, eben die Naukrarieen, je zwölf 
in eine Phyle. Die an der Spitze dieser Bezirke gestellten vauxpapot 
hatten die für die Ausrüstung je eines Schiffs und zweier Reiter nötige 
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Belastung umzulegen. Ob mit der Zeit sich hieran weitere Funktionen 
im Steuer- und Finanzwesen anschlössen, ist nicht sicher zu erkennen ; 
es war dies wohl möglich, man konnte aber auch, wenn dies eine 
Zeit lang der Fall gewesen, später nach Einsetzung anderer Behörden 
wieder auf die ursprüngliche, einfachere Kompetenz zurückgehen, l ) 
Wie dem sein mag, es legt sich die Frage nahe, ob man die Funk- 
tion der Naukraren als der Selbstverwaltung angehörig bezeichnen 
soll oder der staatlichen. Der Form nach kann man, wenn die Be- 
stellung von den Bezirken aus geschah und die Vollziehung des Ge- 
schäfts dem Bezirk überlassen wurde, von Selbstverwaltung reden, und 
so wird es sich auch erklären, weshalb Aristo t. 7, 3 unter den soloni- 



1) In den Angaben über die Naukrarieen sind widersprechende Elemente für die 
Rekonstruktion gegeben: wer sich den vaöxpapo; als Vorgänger des klisthenischen 
5r)[iap)(0£ denkt, wie dies bei Photius u. d. W. va6xpapo£ und vauxpapfa aas Ari- 
stot. 25, 5 gedeutet erscheint, giebt jeder Naukrarie einen Naukraren; die sämtlichen 
Naukraren würden dann ein Kollegium bilden mit npuxiv&iq an der Spitze. Dagegen 
setzen die Worte, welche bei demselben Photius u. d. W. vauxpapCa aus einem Gesetz 
citiert sind (xofos vauxpccpoug tobt; xaicc vauxpap(av), mehrere Naukraren in jeder 
Naukrarie voraus, die einen Obmann (Tcpöxavt^) gehabt hätten, und die 7üpUT<£veis zu- 
sammen wären dann ein Kollegium, das man sich nach Herod. 5, 71 als hohen Rat 
ausdenken kann. Über die Bestellung der Naukraren ist nichts gesagt. Das andere 
Gesetzescitat bei Photius, welches ein dfAcptaßyjxetv vauxpapta^ als vorkommend giebt, 
scheint einen Turnus unter einer gewissen Klasse vorauszusetzen. Eine geschichtliche 
Entwicklung käme in das Institut, wenn man die 7cpoTo£vtec xtöv vauxpapwv bei Herodot 
als zu einer erweiterten Kompetenz gelangt erachtete, denen gegenüber die solonischen 
vatixpapot wieder der ursprünglichen Funktion nahegebracht erscheinen. Wenn Thu- 
kydides diese Entwicklung nicht kannte, so konnte er 1, 126 dazu kommen, den Herodot 
zu korrigieren. Wenn übrigens Aristoteles 21, 3 die Naukraren nennt eine dpx*) te- 
t<xy|a£vt) npb$ tig efacpop&g xai xig Sarcctvas tde; ytyvoiiEvag, so ist dies zu 
allgemein, da ja. nach Schol. zu Aristoph. Vög. 1541 die Kolakreten Zahlungen £x 
ttöv vauxpapixtöv leisten, und zu dem Gesetzescitat bei Aristoteles selbst (8, 3) <£va- 
Xfoxetv £x xoö vauxpaptxoö dpYupfou das Subjekt nicht xob<; vauxpipoug sein kann. 
Es war eben das Institut seit Klisthenes abgeschafft und so schon im fünften Jahrhun- 
dert mit dem Detail seiner Bestimmungen nicht mehr bekannt. 
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sehen Beamten wohl die Kolakreten, aber nicht die Naukraren an- 
führt, aber der Zweck ist ausschliesslich ein staatlicher, und wenn 
die Kolakreten angewiesen sind, Gelder von den Eingängen der Nau- 
kraren zu entnehmen; so steht auch die Verfügung über die Gelder 
den Staatsbehörden zu; eigene Angelegenheiten der Naukrarieen wird 
es Überhaupt nicht gegeben haben mit Ausnahme etwa, wie schon 
bemerkt, der innern Organisation des Apparats. — Im allgemeinen 
wird man sagen können, es sei durch die Naukrarie für einen Teil 
der Landesverteidigung und die Besteuerung dasselbe gewonnen worden, 
wie mit der römischen Einrichtung der lokalen Tribus für die Wehr- 
und Steuerpflicht überhaupt. Auch in der Beziehung mag Analogie 
geherrscht haben, dass dabei nur der Grundbesitz in Betracht kam 
und von hier aus eine Klasseneinteilung sich ergab. Man wird bei den 
Umlagen Ritter- und Bauerngüter unterschieden haben, ein Mass des Be- 
sitzes von InntZs und ^eDytiat, die Grundlage für die spätere Vierklassen- 
einteilung. Es ist auch denkbar, dass Solon die ganze Aushebung, auch 
die des Fussvolks, auf die Naukrarieen übertrug. Aber während die 
Römer auf diesem Prinzip ihren ganzen Zensus aufbauten und auch 
die Personalaufnahmen damit verbanden, Hess man in Attika die letz- 
teren den Phylen mit ihren Unterabteilungen, deu Phratrieen und 
Geschlechtern. Dass Solon bei Bildung seiner vier Klassen die Nau- 
krarieen verwandte, ist nicht bezeugt, aber wahrscheinlich; die dazu 
nötigen statistischen Aufnahmen giengen dann nach dem System des 
Klisthenes von den Naukrarieen auf die Demen über. Beiläufig kanu 
bemerkt werden, dass gegen die Authentie der drakonischen Verfass- 
ung im Staat der Ath. K. 4 das gänzliche Schweigen über die Nau- 
krarieen eine Instanz bildet; denn wenn Herodot diese vor Drakon 
erwähnt fand und die solonischen Gesetze sie kennen, so konnten sie 
in dem Schema einer dazwischenliegenden Verfassung nicht fehleu. 
Zwischen Phyle und Naukrarie schiebt Aristoteles 8, 3 die Trittys 
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ein = Vs Phyle. Nun ist aber auch die Phratrie = i / 5 Phyle. Welche 
Bedeutung die Trittys in diesem Zusammenhang hatte, lässt sich nicht 
bestimmen, höchstens aus den klisthenischen Trittyen vermuten; sie 
aber mit den Phratrieen zu identifizieren würde sonst klar liegende 
Verhältnisse verwirren. Die Stufenfolge Phyle, Trittys, Naukrarie ist 
durchaus zu trennen von der andern: Phyle, Phratrie, Geschlecht. 

Eine nähere Betrachtung der letztern, der Geschlechter, führt noch 
zur Ausfüllung einer Lücke in der Tradition von den ältesten Einricht- 
ungen. Wir stellen Geschlechter und Phratrieen als Personenverbände 
den Naukrarieen gegenüber, aber die ersteren kommen auch nach Ansied- 
lungsverhältnissen in Betracht. Die adeligen Geschlechter haben ihre 
Herrensitze in der Landschaft umher, auf den Burgen und in der 
Ebene, und um diese herum haben sich mehr oder weniger zusammen- 
hängend die Wohnstätten der 8^00 dtvSpes ausgebildet. Die letzteren 
bilden sakrale Genossenschaften, aber nicht selbständige administrative 
Glieder oder Selbstverwal tungskörper, sondern sie hängen ab von den 
adeligen Geschlechtern. Zwar wenn Aristoteles 4, 5 sich diese Ab- 
hängigkeit noch zu Drakons Zeit als eine vollständige des Besitzes 
denkt (V) x&P a Si'äXfywv *Jjv), so geht dies zu weit, und ist nicht ver- 
träglich mit der solonischen Klasseneinteilung, welche viele Bürger 
mit freiem Grundbesitz voraussetzt; aber die S^jaou äv8pec werden von 
den Herrensitzen aus patrimunial regiert worden sein. Die politische 
Stellung der Geschlechter im Gesamtstaat hat zur notwendigen Grund- 
lage die Patrimonial rechte in Justiz und Verwaltung. Das Un- 
zulängliche dieses Systems für die Staatszwecke war es ohne Zweifel, 
was Veranlassung gab, wenigstens für gewisse Zwecke die besondere 
Verwaltung der Naukrarieen als staatliches Institut zu schaffen. Im 
übrigen aber blieben die Patrimonialrechte, obgleich der Stand von 
freien Bauern (yewpyoO und der gewerbliche nicht ansässige Stand 
(8rj|noupYoO zunahm. Dies im Auge zu behalten ist notwendig zur 

3 
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Würdigung der pisistrateischen und klistheniseben Reformen. Aller- 
dings lassen uns die Quellen in dieser Beziehung im Stich, indem sie 
von der alten Zeit der Geschlechterherrschaft nur die Seiten aner- 
kennen, von denen sich Spuren später noch erhalten haben; aber die 
einfache Frage, wie die niedere Polizei in der Landschaft geübt, wie 
auch nur das Notwendigste für den Verkehr geleistet worden, was 
vor den pisistrateischen Landrichtern ftir die diesen überwiesene Funk- 
tion da war, führt auf die Ausfüllung der Lücke. Eis wäre also 
in dieser Richtung, was wir von der Geschlechterverfassung, dem dtpx«v 
und den lajitai xoö yivous wissen, nach rückwärts zu vervollständigen; 
denn der Schwerpunkt liegt hier nicht in Phyle und Phratric, son- 
dern im Geschlecht. 



ii. 

Was die solonische Verfassung auf dem administrativen 
Gebiet neuerte oder umänderte, lässt sich nicht im einzelnen bestimmen, 
aber in doppelter Weise beeinflusste sie jedenfalls auch die Verwaltung, 
durch die konstitutionelle Begründung und durch die privatrechtlichc 
Gesetzgebung. Die oberste Verwaltung war unter Solon noch bei den 
regierenden Behörden, dem Areopag und dem Archon als höchstem 
Beamten und Vorsitzendem des Rats und der Volksversammlung; der 
Archon hatte neben sich die Kompetenzen des Basileus, Poleinarchos 
und der Thesmotheten so, dass dieselben die Ehre hatten, als ouvipxovxe; 
zu gelten ; aber er war für die laufende Verwaltung der Massgebende, 
beschränkt nicht durch die Kollegen, sondern einerseits durch die Kon- 
trolle des Areopags, andererseits durch das Mass von Rechten, welches 
Solon dem Rat und Volk einräumte. Ausserdem aber scheint der Areo- 
pag auch das Recht zur Initiative, z. B. auf finanziellem Gebiet gehabt 
zu haben, eine Initiative, die freilich durch die Art der Zusammen- 
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setzung, den Mangel der Kontinuität und die Unbestimmtheit des Rechts 
beschränkt war und nur ausnahmsweise eintreten konnte. Die laufende 
Verwaltung wurde von der Regierung ausgeführt auf finanziellem 
Gebiet teils mit den Mitteln der im Rathaus befindlichen Gemeinde- 
kasse und dem Amt der Kolakreten, teils mittelst der bei den Schatz- 
meistern der Göttin befindlichen Reserve, teils mittelst der Naukraren 
und der bei diesen befindlichen Kasse, ftir die Landesverteidigung 
mit dem Aushebungsapparat der Phylen und der Naukrarieen, für die 
Lokalaufgaben mittelst der durch die adeligen Geschlechter geübten 
Patrimonialordnung. Die letztere kann auch jetzt so lange nicht auf- 
gehoben gewesen sein, als nicht andere selbständige Körper der Lokal- 
verwaltung da waren, d. h. nicht vor Klisthenes. Wohl aber sorgte 
Solon für die, welche nicht im Hörigen Verhältnis zu den adeligen 
Grundherrn waren, indirekt, indem er den Bürgern bis zu den Theten 
herab Rechte in Volksversammlung und Gerichtsorganisation gab, und 
er sorgte für alle Staatsangehörige durch den materiellen Inhalt seines 
Privatrechts. — Ob Solon die Beamten dadurch selbständiger stellte, 
dass er, wie Aristoteles 8, 1 f. angiebt, an die Stelle bisheriger Be- 
stellung durch den Areopag Losung aus einer Anzahl von den 
Phylen Präsentierter treten Hess, mag dahingestellt bleiben; betreffs 
der Schatzmeister, der wichtigsten Klasse der Verwaltungsbeamten, 
beruft sich Aristoteles hieftir auf das Gesetz über dieselben. Ausser- 
dem bestimmte er zur Sicherung der Verwaltung einen Zensus für 
die Beamten. 

Das Regiment des Pisistratus und seiner Söhne war seiner 
Natur nach weder einer Weiterbildung der Verwaltung durch die 
ordentlichen politischen Beamten noch der Errichtung besonderer selb- 
ständiger Verwaltungsorgane günstig. Was der Archon an Initiative 
und wichtigerer Exekutive, der Polemarch an militärischer Gewalt 
haben sollte, zog der Tyrann so viel wie möglich an sich, und da- 
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mit war ein Vorgang ftir die Herabsetzung auch dieser Amter ge- 
geben, ähnlich wie früher die Stellung des Basileus eine Degradierung 
erlitten hatte. Der solonische Rat der Vierhundert wird völlig un- 
findbar, 1 ) nur der Areopag war wenigstens in seiner Gerichtskom- 
petenz unerschütterlich. Die Direktive ftir die Verwaltung aber und 
etwaige Neuschöpfung behielt sich der Tyrann selbst vor, denn es 
lag darin die beste Rechtfertigung seines Regiments. Er ist es, der 
die Bauten in der Stadt vornimmt und das Steuerwesen regelt; seinem 
Sohn Hipparch wird die wohlwollende Absicht zugeschrieben, der 
attischen Landschaft ihren Anteil an der Bildung der städtischen 
Leute zu sichern. 2 ) Der Belastung des Grundbesitzes mit einer all- 
gemeinen Grundsteuer, dem Zwanzigsten vom Ertrag, steht gegenüber, 
was die Tyrannis für die Stärkung und Mehrung eines selbständigen 
Bauernstands that, neben der Förderung des städtischen Wesens steht 
die Begünstigung des Verbleibens des Bauern bei seinem Hof. Zu 
letzterem Zweck, heisst es Aristo t. 16, 5, wurden von ihm Landrichter 
aufgestellt, die hinausgehen und in der Landschaft umher Recht sprechen 
sollten. Aber die Absicht dieser Einrichtung muss viel weitergehend 
gefasst werden. Diese Landrichter traten nicht oder nicht bloss an die 
Stelle des städtischen Gerichtsstands und füllten auf dem Land nicht 
nur eine Lücke aus, sondern sie ersetzten die Patrimonialgerichtsbarkeit, 



1) Dies hat Niese Hist. Zeitschr. 69, 65 mit veranlasst, den Rat der Vierhundert 
als rein hypothetisch eingesetzt aus der solonischen Verfassung zu streichen. Er findet 
sich aber nicht bloss bei Aristoteles, der ja wohl Konstruktionen vornahm, sondern auch 
in, derjenigen Litteratur, welche über die aristotelischen Konstruktionen zurück sich an die 
gemeine Überlieferung der Atthis hält. Auch müssen in den solonischen Gesetzen über 
die Ämter Beziehungen auf den Rat sich gefunden haben, und das Wort Solons von den 
zwei Ankern (Plut. Sol. 19) sieht authentisch aus. 

2) Ps. Plat. Hipparch p. 228 D, wo bei der Aufstellung der Hermen an den auf 
das Land führenden Strassen angenommen ist, dass — wohl durch das Verdienst der pi- 
sistratischen Verwaltung — nach allen Seiten der Landschaft hin für Strassen gesorgt war. 
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die wir oben als vorhanden annehmen mussten. Ferner, die Demen, 
an welchen diese Richter ihre Gerichtsstätte aufschlagen, werden nun- 
mehr etwas Anderes als blosse Wohnstätten, es wächst die Emanzipa- 
tion des Dorfs vom Herrensitze. Dies ist die Voraussetzung für die 
Reformen des Klisthenes. 

Die Quelle für die Erzählung Über Klisthenes ist Herodot; 
ihn giebt Aristoteles wieder, aber er korrigiert ihn, und diese Kor- 
rektur betrifft insbesondere die Zeitfolge der einzelnen Akte. Herodot 
will 5, 69 anscheinend eine Chronologie geben, bei welcher die Schöpf- 
ung der Demen- und Phylenordnung mit ihren Konsequenzen schon 
vor das durch die spartanische Hilfe gestützte Archontat des Isagoras 
fiele; Aristoteles St. der Ath. K. 20 dagegen legt die Reform in dieses 
Jahr selbst, ohne Zweifel aus Kombination. Wir haben aber auch 
bei Herodot nicht genaue Chrouologie, sondern eine Vermischung zeit- 
licher und qualitativer Motive. Es wird sofort begonnen mit dem, 
was sachlich die Epoche bedeutet, und daran die Erzählung des 
Kampfes geknüpft. Dem gegenüber besteht in der That Freiheit der 
Kombination, wie sie Aristoteles sich nahm. Nun lässt Herodot den 
Isagoras in seinem Archontenjahr ,den Rat' (*rijv ßouX^v) auflösen, weil 
er zu Klisthenes hielt, und wenn man sich an seine Folge der Ereig- 
nisse hält, so kann man unter diesem Rat nur verstehen den neuen 
Rat der Fünfhundert. Nun setzt aber dieser voraus die Einrichtugg 
der zehn Phylen, diese wieder, welche aus den Bürgern der neu ein- 
gerichteten Demen bestehen, die neue Demenordnung, und dies alles 
soll schon regelmässig funktionieren. So kann der Verlauf nicht ge- 
wesen sein; bei solcher Sachlage wäre Isagoras überhaupt nicht zum 
Archontat gelangt. Der einzige feste chronologische Punkt ist eben 
dieses Archontat, welchem eine Zeit der Verwirrung und des Kampfes 
vorangieng, über die wir nichts Näheres wissen. Als Archon fand 
Isagoras Widerstand nach Herodots Erzählung bei dem Rat, und 
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löste denselben auf. Wenn wir diesen Zug der Erzählung als histo- 
risch nehmen — und dass ihn Herodot erfunden hätte, ist kaum an- 
zunehmen — , so muss dies der alte Rat der Vierhundert gewesen sein. 
In ihm also kam, vielleicht wegen der Erbitterung Ober die fremde 
Invasion, die Partei 3es Klisthenes zur Majorität und zog sich dadurch 
die Auflösung zu. Klisthenes seinerseits rief die Bewohner der Demen, 
die unter der Tyrannis erstarkten freien Bauern und Kleinbürger auf 
gegen die Adelsherrschaft, Hess dieselben sich nach Ortschaften orga- 
nisieren, sich Vorstände wählen und eine Volkswehr bilden. Damit 
siegte er, und nun erst wurde der Revolutionär zum Reformer. 

Der Ausgangspunkt der Reform ist die Verwandlung der Ort- 
schaft als Wohnstätte in die Ortsgemeinde, die ebensowohl Selbstver- 
waltungskörper ist als Organ der Staatsverwaltung. Man kann für 
diese attische Gemeinde Analogieen in der Gemeinde der neueren 
Staaten finden hinsichtlich des Masses von Autonomie, der Organisa- 
tion der Behörden, selbst der Bedeutung einer allgemeinen Bürger- 
versammlung, *) abei\ ebenso wichtig ist es, das Eigentümliche dieser Ord- 
nung hervorzuheben, das, dass sie nicht herauswuchs aus den geschicht- 
lichen Grundlagen, die in Attika denen anderer Völker ähnlich waren, 
sondern die Schöpfung eines radikalen Neuerers ist. Es war im Kleinen 
dasselbe, was im Grossen die Staatsmänner der französischen Revolution 
sohufen, als sie die Departementaleinteilung an die Stelle der histori- 
schen Bestandteile des Königreichs setzten. Geschichtlich ist dabei aller- 
dings der gegebene Komplex von Wohnstätten mit dem Gewicht, das er 
in seiner Umgebung durch die vorangegangene Entwicklung gewonnen 
hat; auf diese Wohnstätten wird der Begriff der Gemeinde übertragen 
bis zu dem für einen autonomen Körper überhaupt noch denkbaren 
Mass von Kleinheit herab, während was unter diesem Mass liegt, 

1) Arn. Hug, Bezirke, Gemeinden und Bürgerrecht in Attika in Stud. aus den 
klass. Altert. 1881. S. 41). 
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zusammengelegt oder an Grösseres angeschlossen wird. Aber der Be- 
griff des SfjfAos, der Gemeinde in dem neuen politisch-administrativen 
Sinn ist unabhängig von der bisherigen Bedeutung und den geschicht- 
lichen Unterschieden; jede dieser Einzelgemeinden ist Demos in ganz 
gleichem Sinn. Die Verfassung ist dieselbe, der Unterschied in der 
Zahl der Bürger und in sonstigen Beziehungen kommt wohl auf an- 
dern Gebieten zur Geltung, aber nicht auf dem der Gemeindever- 
fassung. Hier stehen sich die Demen, welche Teile der Stadt bilden, 
die, welche selbst Städte genannt werden wie Eleusis, Piräeus, der 
grosse ländliche Demos Acharnä und die kleinen Dorfgemeinden völlig 
gleich. *) Mit der jedem zustehenden Verfassung einer örtlichen Bürger- 
gemeinde, örtlichen selbstgewählten Behörden, eigenem Vermögen, 
dessen Leistungsfähigkeit durch Lokalsteuern geraehrt werden kann, 
sind sie in der Lage, die eigenen Interessen zu wahren, und mit den 
Mitteln der Selbstverwaltung den Staat von der Sorge für die Lokal- 
bedürfnisse zu entlasten, zugleich aber auch schon in ihrer Verein- 
zelung allgemeine administrative Aufgaben auf sich zu nehmen. 

Wenn so durch die Einrichtung kleiner und kleinster Selbstver- 
wal tungskörper für die örtlichen Interessen gesorgt war, so wurden 
dagegen alle andern zentrifugalen und historischen Verbände des 
Landes von ihrer bisherigen rechtlichen Stellung verdrängt, auf nur 
thatsächliche oder statistische Bedeutung zurückgeführt und nicht durch 
andere administrative Mittelglieder ersetzt. Es wurden also die alten 
Phylen mit den Phratrieen und Geschlechtern nicht beseitigt, ja ihnen 
sogar die Prüfung der bürgerlichen Geburt belassen, aber dieses Recht 
so bestimmt, dass es nur eine Rekognition war, gegen deren Resultat 
noch ein Rechtsweg offen stand. Ferner die auf diesem Gebiet Uber- 

1) Über die Reihenfolge der Demen nach ihrer Grösse vgl. Milchhöfer, Unter- 
suchungen über die Demenordnung des Klisthenes (Abh. der Berliner Akad. 1892) 
S. 8—10. 
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kommenen Kulteinrichtungen sollten nicht gestört werden, auch das, 
was an überkommenen Lokalgebräuchen in den jetzt zu Gemeinden 
gewordenen Wohnstätten vorhanden war, erhalten bleiben, aber all 
das verdunkelt sein durch die Gottesdienste des Gesamtstaats, woneben 
auch für die neuen Phylen eine religiöse Weihe sogar von Delphi 
besorgt wurde, — ein Vorgang, der für die Würdigung des religiösen 
Moments nicht bloss in positiver Richtung belehrend ist. Man sieht 
deutlich, dass die Staatsmänner zwar die religiösen Momente des 
Volkslebens nicht ausser Acht Hessen, weil sie ihnen einen gewissen 
Einfluss zuschrieben, aber mit diesen Interessen leicht ein Abkommen 
fanden. Es bildet in der That die Rücksicht auf die religiösen Ge- 
fühle für keine politische Bewegung ein ausschlaggebendes oder absolut 
hemmendes Motiv, sondern nur einen durchgehenden Faktor in der 
Rechnung der Staatsmänner und Parteien, dem man bei jeder Neuerung 
in der einen oder andern Weise gerecht werden muss und kann. 

War dies das Verfahren mit den historisch überlieferten dem 
Geschlechterwesen angehörigen Verbänden — über die Naukrarieen 
ist an anderer Stelle zu reden — , so lässt sich auch zeigen, dass 
keine neuen Mittelglieder lokaler Bedeutung geschaffen wurden. Denn 
die neuen Phylen und die zwischen diesen und den Demen gebildeten 
Trittyen sind dies nicht. Die Trittyen sind allerdings Verbände von 
mehreren benachbarten Demen, soweit nicht grosse Demen für sich 
allein eine Trittys bilden, und jede Phyle besteht aus drei solchen 
Bezirken. ! ) Allein der Trittysbezirk für sich hat keinen Eigenzweck, 
er ist lediglich zur Erleichterung der Gesamt Verwaltung geschaffen. 
Sein Zweck ist für die Aushebung und andere Verwaltungsmassregeln 
rein staatlicher Natur die Ungleichheit der Demen auszugleichen, indem 
die Mannschaften einer Trittys einen Teil der aufzurufenden Bürger 

1) Milchhöfer a. a. 0. und die bei Busolt, griecb. Geschichte S. 418 ff. 
angeführte sonstige Litteratur. 
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bilden, der andern Teilen gleich sein soll; weder im lokalen noch im 
politischen Leben spielt die Trittys eine Rolle, und schon hieraus würde 
es sich erklären, dass von den Trittyen in der allgemeinen Litteratur 
und den Monumenten sich kaum Spuren finden und wir erst durch 
die neue aristotelische Schrift Ober sie belehrt werden. Freilich sind 
nun die Trittyen mit den Phylen vermittelt durch eine landschaft- 
liche also lokale Teilung, indem die drei Trittyen, welche einer Phyle 
zugewiesen werden, je einem von drei geographischen Kreisen ange- 
hören, in welche die ganze Landschaft geteilt wurde, Stadt mit Um- 
gebung, Binnenland, Küste. Aber diese drei Teile sind lediglich 
geographisch, nicht administrativ und dienen nur dem Zweck, dass 
durch diese Mittelglieder hindurch in den Phylen die Bürger nicht 
nachbarlich zusammenstehen, sondern gemischt seien in dem Sinn, wie 
es Aristoteles in der Politik (1319 b 25) dem Klisthenes zuschreibt, ötcwg 
äv 5xt jiiXioxa dvajuxOöai Tcccvxeg iXki\Xoi^, od 8k auvifjöetai 8i«£ei>x8töaiv al rcp6- 
xepov. Die klisthenische Phyle selbst endlich bildet so überhaupt 
keinen territorialen Zusammenhang; nicht nur ist sie gebildet aus von 
einander getrennten Bezirken, sondern es kommt für sie noch mehr 
als für die Trittys nur die Person der Bürger in Betracht, welche 
jeder Bezirk für sie abgiebt. Als Bürgerverband wird sie allerdings 
korporativ gestaltet mit Vorstand, Vermögen und gemeinsamen Akten, 
aber die Zwecke der Phyle sind durchaus gesamtstaatliche, die kor- 
porative Form soll nur das Interesse und den Zusammenhalt der in 
ihr Vereinigten herstellen und wahren. Der Entwicklung und der 
Übung der allgemeinen Bürgerrechte, welche durch die Phylen statt- 
fand, konnte es überlassen bleiben, das aktiv politische Leben in die 
neuen Verbände zu verlegen und die alten wirkungslos zu machen. 
Wenn der Weg von der lokalen Gemeindestellung des Bürgers 
zu der politischen, der Weg von dem ländlichen Wohnort zu dem' 
städtischen Zentrum durch Trittys und Phyle lief, so gieng doch selbst 

4 
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für die Ausübung der politischen Eechte das Gewicht des einzelnen 
Demos nicht auf in dem der grösseren Verbände. Von der Phyle 
aus wurden z. B. die Ratsherrn bestellt, aber innerhalb jeder Phyle 
wurde dem einzelnen Demos eine seiner Bürgerzahl entsprechende 
Zahl von Buleuten zugestanden, so dass im Rat jede Gemeinde ver- 
treten war, wenn sie nicht etwa selbst auf Vertretung verzichtete; 
ferner wurden Kandidaten für politische Amter und Kommissionen von 
den Demenbürgern zum Los präsentiert. *) Überall ist kluge Verteilung 
und Ausgleichung von örtlichen und allgemeinbürgerlichen Interessen, 
zentralen und partikularen Tendenzen, rationalistisch Neuem und psycho- 
logisch wirkendem Geschichtlichen zu erkennen, ^das unbedingt Über- 
wiegende aber ist das Neue, das radikal Nivellierende, die Stellung 
des einzelnen in der Gesamtgemeinde. 

Dies zeigt sich sogleich bei dem wichtigen Akt der Einschreibung 
in das Bürgerverzeichnis, auf welchem die Ausübung der bürgerlichen 
Rechte beruht Die Aufnahme des mündig gewordenen in das Zivil- 
register hat die Form eines Gemeindebeschlusses und ist scheinbar 
analog der Verleihung des Gemeindebürgerrechts. Haussoul Her (la 
vie municipale en Attique S. 19 f.) nimmt unter Berufung auf Fou- 
cart an, es sei dies nicht ein administrativer Akt, sondern eine Koop- 
tation gewesen. Da mit dem Einschreiben in das Register das Staats- 
bürgerrecht aktiv wird, so wäre es damit rechtlich der Einzelgemeinde 
anheimgegeben gewesen, das Staatsbürgerrecht zu verleihen oder zu 
versagen. Davon kann aber nicht die Rede sein, sondern die Kon- 
sequenz der Identität von Staats- und Gemeindebürgerrecht ist, dass die 
Einzelgemeinde bei jener Aufnahme in das Gemeinderegister nur einen 
durch bindende Voraussetzungen bedingten Formalakt betreffend des 
Staats bürgerrech ts vollzieht und sich nicht einmal Gemeindebürger 

1) Für die Archouten eingeführt nach Aristot. St. d. Ath. 22, 5 i. J. 487/6 v. Chr., 
allgemeiner aber zeitlich unbestimmter ausgesprochen Isokr. Panathen. 145. 
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selbst geben kann. Die Gemeinde muss bei der Aufnahme der sich 
zu einem gesetzlich vorgeschriebenen Termin Meldenden die Zeugnisse 
über die bürgerliche Geburt annehmen, welche von der Phratrie aus 
geliefert werden, ebenso hat sie für die andern gesetzlich vorgeschrie- 
benen Bedingungen nur die Bezeugungen zu prüfen. Sind die Zeug- 
nisse anzuerkennen, so ist die Aufnahme zu gewähren ; wird die Aner- 
kennung verweigert, so steht der Rechtsweg offen; es ist alles genau 
wie bei der Aufnahme in die Phratrie, bei der, wie oben (S. 23) be- 
merkt, iu der jetzigen Ordnung nur Rekognition stattfindet. Dass hieftir 
die Form der Beschlussfassung gewählt ist, hat eine ähnliche Bedeu- 
tung wie bei den Akten der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Form der 
gerichtlichen Entscheidung für Handlungen des friedlichen Verkehrs. 
Die gesetzlichen Voraussetzungen aber sind die folgenden: Attischer 
Bürger ist 1) wer in rechtmässiger Ehe von zwei bürgerlichen Eltern 
abstammt; bürgerliche Eltern aber sind solche, deren Abstammung 
zurückgeht auf diejenigen Bürger, welche zur Zeit des Klisthenes 
gesetzlich als solche anerkannt wurden oder auf diejenigen, welche 
seitdem das Bürgen-echt durch Beschluss der Gesamtgemeinde erhalten 
haben, 2) der durch solchen Volksbeschluss zum Bürger gemachte; 
dieser hat das Recht der Wahl der Phratrie und des Demos, die Auf- 
nahme darf ihm nicht versagt werden. *) 

Infolge dieser Bestimmungen ist das Gemeindebürgerrecht erblich, 
bei der gesetzlich gewährten Freizügigkeit unabhängig vom Wohnsitz 
und an dieselbe Gemeinde gebunden. Wechsel kann nur stattfinden 
infolge der Verehelichung für die von Geburt einem andern Demos 
angehörige Frau, welche in den des Mannes übertritt, und für einen 
aus einem andern Demos genommenen Adoptivsohn. Dass bei solchen 
Bestimmungen von wirklicher Kooptation, d. h. einem Akt freier Selbst- 



1) s. die Belege bei Hausso ullier, la vie municip. S. 29. 
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Verwaltung nicht geredet werden kann, leuchtet ein; es liegt nur in 
einem staatlich administrativen Akt, für welchen der Demos in Anspruch 
genommen wird, zugleich ein Akt der Fürsorge für die Forterhaltung 
des Demos selbst. 

Neben der Führung des Bürgerverzeichnisses, an das zweifels- 
ohne auch das der Metöken und Fremden sich anschloss, stand die 
Führung des Grundkatasters, die von den Naukrarieen auf die Demen, 
bezw. die Demarchen tibergieng. Mit diesen Verpflichtungen hieng 
die Mitwirkung der Demarchen bei den staatlichen Akten der Aus- 
hebung und Besteuerung zusammen. Dies führt auf das Verhältnis 
zwischen Demos und Naukrarie. Aristoteles l'ässt die Naukrarieen durch 
die Demen abgelöst werden, während der Atthidograph Kleidemos dem 
Klisthenes eine Kombination von Naukrarieen und Demen zuschreibt. 
Nun ist eine Gleichsetzung von Naukrarieen- und Demenverfassung 
unmöglich. Der Demos hat allerdings neben andern Aufgaben die 
der Naukrarieen übernommen, speziell die Führung des Grundkata- 
sters, und ist auch ein lokaler Bezirk; aber er hat vor allem ein 
Eigenleben, welches die Naukrarie nicht hat und ist in viel ausge- 
dehnterem Masse als diese Organ der allgemeinen Verwaltung. Es 
ist deshalb sachlich möglich, dass in der That zunächst die Naukrarie 
fortbestand und nur in ein quantitativ anderes Verhältnis sei es zu 
den Demen oder den Phylen kam und erst später die Demen, nachdem 
sie sich erprobt, mit den betreffenden Funktionen belastet wurden, 
aber es ist dies unwesentlich, da die Schiffsbezirke ja doch nur noch 
kurze Zeit belassen wurden. l ) 



1) bei Phot s. v. vauxpapia: (in der solonischen Verfassung) yv\al Vjaav xea- 
aapec xaSircep rcpoxepov xai cpuXoßaaiXets xiaaapeg* 1% 5k xfjs <puXffc £xaax7)£ 
^jaav vevejjwjfiivai xpixxiie? [iiv xpels, vauxpapCat 8fe 8(I>8exa xaö' ixaaxyjv • 6 KXef- 
8?){aog Iv xfl xpfxij cpyjafv, 8xt KXetaOevouc 8exa <puX&c icot^aavTog ivxl xöv xea- 
aip<i)v auveßyj xaJ eis Tcevxrfjxovxa jiipjj Siaxayfjvai- aüxouc 8' exaXouv vauxpapia 



— 29 — 

Der Demarch ist der einheitliche Vorstand der Gemeinde, aber 
gegenüber der Staatsverwaltung ist er der durchaus untergeordnete 
Hilfsbeamte, wenn er auch natürlich als Organ der Exekutive z. B. 
bei Pfändungen und in Polizeifunktionen den einzelnen Demoten gar 
lästig werden kann. Bei staatlichen Funktionen hat er Kommissionen 
zur Seite, entweder die Vertreter des Demos im Rat oder Abgrenz- 
ungskommissäre oder eine Anzahl Hausväter. *) In den inneren Ge- 
meindeverhältnissen ist er und sind die andern Beamten des Demos 
eiuer ähnlichen Kontrolle und Rechenschaftslegung unterworfen wie 
die Staatsbeamten. 

Die hier beschriebene Gemeindeordnung beruhte auf einem Ge- 
setz; denn sie ist in gleicher Weise für alle Gemeinden gültig. Sie 
ist hervorragend einmal durch ihren demokratischen Geist; denn demo- 
kratisch ist die Nivellierung aller früheren Unterschiede in dem einen 
allgemeinen Geburtsbürgcrrecht, das von dem zur Zeit des Klisthenes 
vorhandenen Wohnsitz abhängig war, demokratisch ist die Bethätigung 

ßorcep vOv efc x& sxaxiv jiip*} 8iaipe8£vxa xaAoöat au|A|Aopta£. Ia der Schlossphrase 
korrigiert Naber oöxü>£ 8' SxiAouv vauxpaptac; v. Wilamowitz (Arist. u. Athen 
2, 166 A. 52): SiaToyjjvat aöxobc, ä JxctXouv. Ich möchte eher eine Lücke ver- 
muten, in welcher die 50 Teile qualitativ so bestimmt waren, dass die Vergleichung 
mit den Symmorieen gegeben war. Von dem Wortlaut des Ausgefallenen hienge dann 
die Korrektur des Erhaltenen ab. Gegen die Annahme der Phyle = 5 Naukrarieen, 
wie v. Wilamowitz sich dies denkt, vgl. Busolt 2*, 418 A. 7. Aber wenn 
man auch die 50 Naukrarieen so erklären würde, dass 1 Naukrarie = 2 Demen, 
so käme man wieder auf die 100 Demen, von denen Aristoteles nichts weiss, und die 
auch für das klisthenische Zahlenschema keine ßedeutung hätten, weil die Zahl der zu 
einer Trittys zusammengestellten Demen verschieden ist und von der Bürgerzahl der 
zu verbindenden Demen abhieng. 

1) Belege s. bei Haussoulli er, la vie mun. S. 65. Besondere Beachtung 
verdient der Fall Demosth. 50, 6, wo ein Psephisma ergeht, tou£ ßouAeux&£ xai xouc, 
87}|xap)(Oü£ (d. h. die Demarchen mit den Mitgliedern des Rats aus ihrer Gemeinde) 
xaxaXoyou; Koietoöat xü>v Stjjjloxöv xat aTCO^peiv vauxa^. 
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der Selbstbestimmung des Bürgers in den nächstliegenden Gemeinde- 
sachen als Vorschule für die gemeinstaatlichen Angelegenheiten, demo- 
kratisch ist die Vertretung auch der kleinsten Bürgerkomplexe in Be- 
amtenschaft und Rat, Ermöglichung der effektiven Teilnahme an der 
Ausübung bürgerlicher Rechte für alle Angehörigen aller Gemeinden. 
Die Bedeutung für die Verwaltung aber liegt in der Schöpfung tüch- 
tiger kleiner Selbstverwaltungskörper, die zugleich geeignet sind für 
die Verteilung der öffentlichen Pflichten und Lasten, ferner in der 
Entlastung des Staats gegenüber der Lokalverwaltung in religiösen 
und profanen Dingen. Der Staat übernimmt allerdings in solchen 
Demen, welche Teile der Stadt, oder in denen, bei welchen grosse 
Gesamtinteressen zu wahren sind, wie im Piräeus für die Landesver- 
teidigung und den Verkehr, in Eleusis für die Religion, ferner in den 
befestigten Plätzen der Landschaft, den Aufwand für die das Allge- 
meine angehenden Aufgaben, und jederzeit steht es der staatlichen Ge- 
samtgemeinde zu, in die lokalen Interessen fördernd einzugreifen z. B. 
durch Fttrsorge für Strassen und die Kultur der Landschaft, aber die 
natürliche Konsequenz der Gemeindeordnung ist die Scheidung zwischen 
Staat und Gemeinde, und die Folge der Konzentrierung der Politik 
in der Stadt ist, dass die Staatsbeamten ganz überwiegend städtische 
Beamte sind. 

Charakteristisch für die attische Lokal Verwaltung ist, dass es über 
ihr eine Instanz nicht giebt. Weder die Phylen noch die Beamten 
des Gesamtstaats bilden eine solche. Die Kontrolle wird, wie schon 
bemerkt, durchaus innerhalb des Demos selbst geübt, und alle kri- 
minellen oder streitigen Verhältnisse gehen an die ordentlichen Ge- 
richte. Letzteres wird in anderem allgemeinerem Zusammenhang unten 
noch zur Sprache kommen. 

Die im vorstehenden besprochenen Verhältnisse liegen verhältnis- 
mässig klar vor. Anders ist es mit der Frage, in wie weit das Sy- 
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stem der Verwaltung, das wir in der Mitte des fünften Jahrhunderts 
finden, von Klisthenes herrührt. War er es, der dem Rat und der 
Volksversammlung die Stellung zur Verwaltung gab, die sie später 
haben? Hat er den Archontat degradiert? Hat schon Klisthenes den 
Typus der zehnteiligen Verwaltungsbehörde durchgeführt? So un- 
genügend die Antwort ist, welche die direkte Überlieferung hierüber 
giebt, so fehlt es doch nicht an indirekten Beweismitteln. 

Eines der zehnstelligen Kollegien, das der Apodekten, wird direkt 
auf Klisthenes zurückgeführt. *) Dieses Amt war ein Zentralkassendienst, 
durch welchen die Einnahmen und Ausgaben liefen, und zwar nach 
der Beschreibung des Aristoteles (St. der Ath. Kap. 48) in folgender 
Weise: mit den Akten der für den Staat ausstehenden Gelder in der 
Hand ziehen sie die Ausstände in Sitzung des Rats ein, streichen die 
eingezahlten Beträge, geben die Rückstände dem Rate bekannt zur 
Eintreibung; die eingenommenen Gelder weisen sie den Bedürfnissen 
entsprechend an demselben Tag, an welchem sie dieselben einge- 
nommen, den einzelnen Behörden für ihren Dienst zu, worüber sie 
ebenfalls Buch führen. 2 ) Man wird annehmen müssen, dass das 
direkte Verhältnis zum Rat von Anfang an für diese Behörde galt. 
Was aber dies zu bedeuten hat, ergiebt die Stellung der Poleten, der 
schon vor Klisthenes bestehenden Behörde; auch diese nehmen die 
Verpachtungs- und Verkaufsgeschäfte, die ihnen zustehen, vor dem 
Rat (ivavxfov xffi ßouAifc Arist. 47, 2) vor, aber den Zuschlag erteilen 
die neun Archonten (xaxaxupoöai S* ol 8' äp^ovxes). Hier kennzeichnet 
sich scharf das vorklisthenische Verhältnis, in welchem die techni- 
schen Beamten dem Archontat untergeben sind. Nachdem der Rat 



1) Harpokration am Schlüsse des Artikels AkoUxxqli: — 8xt 8k iyxl töv xü>- 
Xaxpexöv ol cfrio5£xTai \>nb KXeia0£vou£ dtaeSefyOTjaav, 'Av8poxfo)v ß\ 

2) Die Frage, ob die Apodekten eine Kasse hatten, ist für das, um was es sich 
hier handelt, gleichgültig. 
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die Direktive übernommen bat, finden die Geschäfte der Poleten vor 
ihm statt, aber man lässt daneben noch die Form des alten Kom- 
petenzverhältnisses bestehen (vgl, auch oben S. 13). 

Die Konsequenzen dieser Neuerung sind folgende: indem Klis- 
thenes zwar nicht die Kolakreten überhaupt, aber ihre Funktion als 
der Kassiere der dem Archon unterstehenden Gemeindekasse aufhob 
und dafür die Apodekten als eine Ratsbehörde schuf, verschaffte er 
dem Rat die Einsicht in den Verlauf von Einnahmen und Ausgaben. 
Es war damit allerdings zunächst nur gegeben die Kenntnisnahme 
von der Geldbewegung durch eine zentrale Stelle hindurch und eine 
Kontrolle darüber, was mit den öffentlichen Geldern geschah; die 
Verfügung über das was eingehen soll und wofür die Eingänge zu 
verbrauchen wären, konnten die Archonten und der Areopag noch 
behalten, aber es war doch für den Rat mindestens eine Verschiebung 
der früheren Verhältnisse gegeben aus der Funktion eines Beirats zu 
selbständiger Stellung neben den Beamten. Von der Volksversamm- 
lung kann dabei nicht geredet werden; denn dafür, wie weit die 
Befugnisse von dieser durch Klisthenes gefördert wurden, fehlt jeder 
Anhaltspunkt. Dass aber der Archon, bezw. der Archontat noch eine 
vollere Regierungsstellung behielt, geht hervor aus denjenigen Mass- 
regeln, welche erst in den auf Klisthenes folgenden Jahrzehnten zur 
Degradierung der bisher noch mächtig gebliebenen Stellungen des 
ersten Archon und des Polemarchen vorgenommen wurden. Auch 
kann man daraus, dass die ältesten Psephismen einen Antragsteller 
nicht kennen, schliessen, dass sie von Amts wegen, d. h. von dem 
oder den Archonten an das Volk kamen. 

Epochemachend war aber jene Einführung der Apodekten auch 
durch die Schöpfung des Typus der zehnstelligen Behörde als Ver- 
tretung der zehn Phylen. Dieser repräsentative Charakter bietet wieder 
den Grundsatz der Vertretung aller Volksteile in der Behörde und 
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hörde und gewährt bei kurzer Amtsdauer die Möglichkeit des Umgangs 
unter vielen, was später durch den Charakter des Loses noch mehr be- 
zeichnet wird, also Berücksichtigung der Teile und des individuellen 
Eechts und zugleich ihre Zusammenfassung im Dienst des Staats; 
ferner ist nicht nur die Zahl der technischen Kollegien vermehrt, 
sondern ein Vorgang geschaffen, der jederzeit ausgedehnt werden und 
allen Bedürfnissen des Staats sich anbequemen kann, allerdings von 
der Voraussetzung aus, dass die Fähigkeit zu Verwaltungsfunktionen 
allen normalen Bürgern, wenigstens allen von einer gewissen Lebens- 
stellung, anhafte. 

Die klisthenische Gestalt der Verwaltung hat also noch im we- 
sentlichen die solonische Spitze, aber bereits tritt der Rat bedeutungs- 
voller hervor und bildet seinerseits die Spitze einer ganz neu organit 
sierten Bürgerschaft, von der zu erwarten ist, dass sie im Gefühl der 
gesteigerten Leistungsfähigkeit und effektiven Leistung aufwärts dränge 
nach gesteigerter Berechtigung und aktiver Teilnahme* 

In das fünfte Jahr nach dem von ihm angenommenen Epochen- 
jahr setzt Aristoteles 22, 2 die Einführung des noch zu seiner Zeit 
üblichen Eids der Ratsherrn. Er bezeichnet dies aber nicht als integrie- 
renden Teil der klisthenischen Einrichtungen, sondern als erstes Glied 
in der Reihe der Weiterbildung derselben. *) Immerhin wird man 
berechtigt sein, in der Eidesformel einen Abschluss jedenfalls der 
Konstituierung des Rats der Fünfhundert zu sehen, woraus man — 
nebenbei gesagt — entnehmen kann, dass dieser Rat gewiss nicht 
schon im Jahr des Isagoras bestand. Der Eid enthielt nicht bloss 

1) Das Jahr steht freilich nicht fest, da die Rechnung von dem Jahr des Isagoras 
zu dem des Eids d. h. zum Archon Hermokreon und wieder von diesem zu Phänippos 
oder der Schlacht bei Marathon nicht zu der sonst bekannten Gesamtzahl zwischen 
Isagoras und 490 stimmt; allein fünf Jahre sind das Minimum zwischen Isagoras und 
Hermokreon vgl. u. A. Kenyon z. d. St. und v. Wilamowitz Ar. und Ath. 1, 24 f. 

5 
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die kurze Formel des Versprechens, nach den Gesetzen das Beste für 
den Staat raten zu wollen (Xenoph. Memor. 1, 1, 18), sondern unter 
der Aufzählung der Verpflichtungen eine gewisse Beschreibung der 
Kompetenz (vgl. Lysias 31, 1), konnte also von dem antiquarischen 
Forscher wohl als eine bedeutsame Urkunde hervorgehoben werden. 

in. 

Wie lange Klisthenes selbst an der Durchfuhrung seiner Reformen 
mitarbeiten konnte, ist vollständig unbekannt; aber der Geist derselben 
beherrschte die weitere Entwicklung* Unter den historischen Notizen, 
welche Aristoteles Kap. 22 auf die Einführung des Ratseids folgen 
lässt, gehört hieher die mit der letzteren gleichzeitige Wahl der 
Strategen nach Phylen, die Wahl der neun Archonten nach Phylen 
vom Jahre 487/6 an in der Weise, dass die je zu einer Phyle ge- 
hörigen Demenbürger 50 Kandidaten zum Lose vorschlagen, die Aus- 
rüstung der Flotte mit den Einkünften aus den Bergwerken 483, dann 
nach den Perserkriegen der Mauerbau des Themistokles und die Or- 
ganisation des Seehunds durch Aristides, worauf dann mit dem Sturz 
des Areopags eine neue Epoche beginnt. Die Wahl der zehn Stra- 
tegen setzt voraus die Heeresformation mit den Kontingenten der zehn 
Phylen und hat bald zur Konsequenz die Entbindung der Strategen 
von der Führung der zehn Phylcnregimenter *), die sie unter dem 
Polemarchen gehabt hatten und die sie nunmehr an die Taxiarchen 
als die Obersten abgeben, um für das Oberkommando im Krieg, für 
besondere Expeditionen und für die Heeresverwaltung im Sinne der 
Funktion eines Kriegsministeriums frei zu sein, während der Pole*- 
march von diesen Gebieten weggeschoben wird. Die Wahl, die bei 
den Strategen nie dem Lose weicht, macht sie schon zu einer Art 

1) vgl. v. Wilamowitz, Arist. u. Athen 2, 78. 88. 
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von politischem Amt, und dies bildet sich weiter durch die Verbin- 
dung mit der auswärtigen Politik, so dass unter den Amtern bald die 
Strategie, für welche auch Wiederwahl möglich ist, weitaus das be- 
deutendste wird und überhaupt eine Sonderstellung erhält; aber die 
Abhängigkeit von Rat und Volk und die Abhängigkeit längerer Dauer 
der Funktion von jährlichem Appell an das Stimmrecht zieht scharfe 
Grenzen auch für diese Gewalt. 

Die politischen Kämpfe, welche die grosse Zeit der Perserkriege 
und die unmittelbar darauf folgenden Jahre bewegen und unter denen 
der Ostrakismus sein Werk thut, stehen in enger Beziehung mit den 
grossen Reformen der Verwaltung, die an den Namen Themistokles 
und Aristides hängen. Und hier drängt sich nun immer und immer 
wieder die Frage auf, wie es mit der in dieser selben Zeit erreichten 
Form des öffentlichen Amts möglich war, grosse zusammenhängende 
Reformmassregeln vorschauend zu entwerfen, sie bei den gesetzgebenden 
Faktoren durchzubringen und, wenn sie durchgebracht waren, ins 
Leben einzuführen. Es ist das grosse Problem der Möglichkeit von 
Entfaltung individueller staatsmännischer Kraft bei weitgehendster 
Schwächung der Magistratur im Banne der Kompetenz, Kollegialität, 
Jahresdauer und schärfster Verantwortlichkeit, und es ist dieses Pro- 
blem zu lösen mit einer äusserst spröden Überlieferung. In der hi- 
storisch-antiquarischen Litteratur setzt die Diskussion hierüber an mit 
Aristides, obgleich Veranlassung da wäre, die Frage' schon für Klis- 
thenes aufzunehmen; aber bei diesem versagt die Überlieferung völlig, 
und andrerseits vermindert die Unvollkommenheit der Archontenliste in 
der für ihn kritischen Zeit in Verbindung mit dem Umstand, dass man 
für die klisthenische Periode noch mit einer regierenden Macht des Ar- 
chontats und der Möglichkeit wiederholter Bekleidung desselben rechnen 
kann, in etwas die Schwierigkeit der Erklärung. Auch für Themisto- 
kles kann man während des Kriegs mit Archontat und Strategie, 
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nach demselben bei den sachlich und zeitlich beschränkten staatlichen 
Aufträgen, die er vollzieht, mit Strategie, diplomatischer Mission und 
Buleutenstellung auskommen, wozu noch ausserordentlicher Auftrag 
tritt wie bei dem nach Aristoteles 23, 4 gemeinsam mit Aristides 
vorgenommenen Mauerbau; auch wurde ja der Wirksamkeit des The- 
mistokles bald ein Ende bereitet. Aber für die organisatorische, eine 
ununterbrochene Reihe von Jahren fordernde Thätigkeit des Aristides 
in Politik und Verwaltung kommt man in derselben Weise nicht durch, 
und dasselbe gilt in noch höherem Grade für Perikles. In voller 
Würdigung des Problems setzte Böckh, gestützt auf die Notiz bei 
Plutarch Aristides K. 4, dass dieser Mann gewesen sei xöv S^oafow 
rcpoa68ü)v a£pe8els imiieXi^c , mit ihm das ordentliche Amt des vier- 
jährigen Finanzministers ein und nahm Müller -St rübing diesen 
Gedanken in schärfster Fassung auf. Allein dieses Auskunftsmittel 
war schon gegenüber dem früheren Stand der Überlieferung unan- 
nehmbar, weil weder die historische Litteratur die technische Bezeich- 
nung einer solchen Stellung, wenn sie existierte, vermeiden konnte, 
noch das urkundliche Material, so dürftig es auch für das fünfte 
Jahrhundert genannt werden kann, jedes Zeugnis dafür versagen würde; 
nun versagt aber auch die authentisch-antiquarische Forschung des 
Aristoteles selbst, wie schon vorher die Exzerptoren derselben keine 
Spur davon aus ihm gegeben hatten. Ebenso sprechen aber auch die 
sachlichen Gründe gegen ein solches Amt. Müller -St rübing schon 
hat die von Böckh angenommene Beschränkung auf eine Finanz- 
stellung zu enge gefunden und in seiner letzten Äusserung zu dieser 
Frage (Fleckeisens Jahrb. 1893 S. 513 — 554) dafür das vierjährige 
Amt eines höchsten Zivilbeamten gesetzt, das er durch die Analogie des 
Grosspensionärs von Holland mundgerecht machen will ; aber auch so 
ist dieses Amt unannehmbar, weil eine ordentliche Stelle dieser Kom- 
petenz und Dauer mit der ausgebildeten attischen Demokratie sich 
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nicht vertrüge; und wenn man dagegen auf das Rechenschaftsverfahren 
als Korrektiv hinweist, so ergiebt sich gerade hieraus eine neue Instanz 
gegen ein solches Amt; denn allerdings ist dasselbe ohne Rechen- 
schaftspflicht nicht zu denken, von dieser aus aber hätten wir zwei- 
fellos Kenntnis von Rechenschaftsprozessen derer, die es bekleidet; 
wir kennen aber solche nicht, — Perikles speziell ist nicht von hier 
aus belangt worden *) — , folglich existierte auch das Amt nicht. 
Aber mit der Ablehnung der positiven Hypothese eines obersten or- 
dentlichen Amts ist die Kraft der negativen Seite, des Einwands der 
Unmöglichkeit einer reformierenden, tief eingreifenden Thätigkeit, wie 
sie Aristides und Perikles thatsächlich übten, ohne anerkannte Kom- 
petenz nicht beseitigt. Man mag die Bedeutung der Strategie und 
die Möglichkeit, ein Mitglied des Kollegiums zur leitenden Auktorität 
zu machen, noch so steigern, das Feldherrnamt bleibt doch immer eine 
beschränkte Kompetenz. Die Ausdeutung des Begriffs des rcpooxaTrjs xoö 
SifjjAou sodann als des freiwilligen amtlosen Staatsmanns, der in der 
Hauptsache nur durch die Macht des Worts in der Volksversammlung 
wirkt, würde, ganz abgesehen von andern Argumenten, auf Aristides 
angewandt politische Zustände des vierten Jahrhunderts auf eine Zeit 
zurück übertragen, in welcher die Volksversammlung noch keineswegs 
die Bedeutung hatte, die dabei vorausgesetzt ist. Gewiss war die 
absolute Öffentlichkeit und Zugänglichkeit des Aktenmaterials und die 
volle Anwendung der allgemeinen Bürgerrechte für einen hervorra- 
genden Mann, der Stellung im öffentlichen Leben nehmen wollte, 

1) Nach Plutarch Perikl. 32 beantragte Drakoutides, 8tcü)$ ol X6701 xöv XP*]- 
jjtaxwv bnb IIepixX£oo£ e£$ tous TCpuiaveis cteoteOetev, ol Sk Sixaaral -rijv ^fjcpov 
dnb xoO ßo)(ioO cpipovxe«; &v x$ 7t6Xei xpivoiev. Es bedurfte also der ausserordent- 
lichen Massregel eines besonderen Psephisma für die Anordnung dieser Rechenschafts- 
ablegung, folglich war sie nicht eine für ein ordentliches Amt, sondern für ausseror- 
dentliche Auftrage. Wieder besonders steht nach Kap. 23 6 tffc (npavrfflaq ircoXo- 
yio[i6c, die übliche Rechenschaft für das ordentliche Amt der Strategie. 



— 38 — 

eine grosse Hilfe, aber wie gewann er die regelmässige Fühlung mit 
dem Beamtenapparat, wie die zwingende Veranlassung zum politischen 
und administrativen Denken für die Allgemeinheit, wofür der frei- 
willige Impuls nicht ausreicht, wie die Sicherheit genügender Dauer, 
um Erfolg zu erzielen? Nur die Kraft der Exekutive auf dem wich- 
tigen Gebiet der auswärtigen Politik durch Übernahme des bedeutend- 
sten Jahresamts einige Jahre an sich zu fesseln und einzelne Aufgaben 
in ausserordentlicher kommissarischer Funktion nach seinen Intentionen 
durchzuführen, erlaubt ihm die Verfassung. Um die Schwierigkeit, 
welche so bleibt, auszugleichen, genügt nicht die Ausdeutung der Zeug- 
nisstellen, man wird sie nur überwinden, wenn man in der Organisa- 
tion der Verwaltung die Lücke nachweist, deren Ausfüllung notwendig 
ist, und von hier aus die Überlieferung prüft. Dabei müssen die ein- 
zelnen Fälle in historischer Folge für sich genommen, muss überhaupt 
der Fortgang der ganzen Verwaltungsgeschichte übersehen werden. 

In dem Konflikt mit dem spartanischen König Pausanias, heisst 
es, verlangten die Bundesgenossen, welche sich um Athen scharen 
wollten, den Aristides für die Organisation des neuen Bundes, und 
diesem Verlangen wurde entsprochen. Dies konnte nur durch ein 
Psephisma erfolgen, das ohne Zweifel Vollmacht gab bis zur Voll- 
endung des Geschäfts, für die wir auch bei Aristoteles (23, 5) das 
Datum des Jahres 478/7 v. Chr. haben; die Form aber, in welcher 
der Auftrag zum Ziel kam, bestand in der Gepehmigung dessen, was 
Aristides mit den Bundesgenossen verabredet hatte, durch die attische 
Volksversammlung, wozu gehörte nach Thuk. 1, 96 die Einsetzung 
des delischen Bundesrats (£6vo8os h x*)v AfjXov) und die Wahl des Kolle- 
giums der Hellenotamien. Damit war eine ordentliche Verwaltung 
geschaffen und des Aristides Vollmacht zu Ende. Nun hat dieser 
Mann aber auch die innere Politik Athens geleitet, nach Plutarch 
Arist. 4 als SyjjAootov rcpoaoSwv aipeQels Impekrixrfi, nach Aristoteles 23, 3 
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als ou|ißouXos. Beiden Ausdrücken hat man die Beweiskraft für irgend 
eine technische Auffassung bestritten (vgl. für die Plutarchstelle z. B. 
Köhler in Urk. z. Gesch. des ätt. Bunds S. 151 A. 2, für das aristo- 
telische Zeugnis z. B. Niese in Hist. Zeitschr. 1892 S. 43 f.); aber 
wenn man auch zugeben kann, dass der plutarchische Ausdruck, weil 
er ganz vereinzelt steht, ungenügend ist, um ein ordentliches Amt zu 
bezeugen, so ist doch der aristotelische ,Ratsmann' (aufißouXo^) ernsthafter 
zu nehmen ; und beide Angaben haben als unterstützend für sich neben 
dem, was Aristoteles selbst K. 24 von Aristides aussagt, die ganze 
geradezu typische Tradition von der tüchtigen Leitung der attischen 
Finanzen durch Aristides, die doch nicht bloss auf der Beantragung 
oder Inspiration von Volkspsephismen beruhen konnte. Freilich, der 
aristotelische Gegensatz, dass die Athener £xP ÖVX0 x # l^ v (Themistokles) 
GTpaT7jY$, x$ bk (Aristides) ou|ißouX(p, sagt man, sei geschichtlich falsch. 
Gewiss war auch Aristides Feldherr, aber während die Athener den 
Themistokles nur dies sein Hessen, war Aristides auch a6|ißouXos, und 
wurde als solcher speziell für die Organisation der Finanzen unter 
neuen Verhältnissen verwendet. Dass man aber für diese Verwendung 
nicht bloss mit der freiwilligen Thätigkeit des angesehenen Mannes 
als thatsächlich anerkannten TcpoaxaxTjs xoö SVjjjlou rechnete, zeigt ausser 
dem Gegensatz zu axpaxTjyo; der Zusammenhang bei Aristoteles; denn 
unmittelbar vorher sagt er: fjaav 5e rcpoaxofcxai xoö SVjjaou xaxa xouxou$ xoüs 
xaipoü; 'ApiaxetSyjs xal öe|xiaxoxAfjs, während aujAßouXos doch nur Aristides 
war. Überall aber bedeutet bei Aristoteles rcpoeaxivai xoO 6ifj|iou nur that- 
sächliche politische Führung ohne technische Bedeutung, und schwan- 
kend ist nur, dass diese Führung bald die einer Partei ist, bald die 
des ganzen Volks. In der K. 28 gegebenen Übersicht ist rcpoaxcSxT); 
xoö 5*/)[iou der demokratische Parteiführer, welchem der rcpoaxocxTjs xwv 
yv(opt|iü)v gegenübersteht. Der Sieg im Parteikampf giebt dem einen 
den Zutritt zu der offiziellen Staatsleitung, und nun ist der rcpoaxocxyjs 
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xoö 8*]fj|ioü dies in allgemeinerem Sinn, Staatsleiter entweder mit Bei- 
behaltung des Worts 8fJ[ioc in weiterer Bedeutung oder genannt rcpo- 
oxaTTjs xfjs 7c6Xeü)£, während der Gegner in Opposition bleibt. Gelingt 
es dem Führer der aristokratischen Partei unter Aufrechthaltung der 
Grundzüge der Verfassung auf legitimem Wege zu regierender Stellung 
zu gelangen, so kann auch er npoazdvrn toO S^jaoo in dem allgemeinen 
Sinn heissen, während der gestürzte Gegner es nur noch in der be- 
schränkten Bedeutung ist. Nie aber ist eine Funktion der Regierung 
damit bezeichnet. Dagegen ist eine solche, rein vom aristotelischen 
Sprachgebrauch aus, die des ouußouXoc. Damit ist freilich noch keine 
genaue qualitative Bestimmung gegeben, und Aristoteles sowie die 
übrigen Zeugnisse geben zwar das Resultat, die Herstellung einer geord- 
neten Verwaltung und Ordnung der Finanzen, definieren aber nicht die 
rechtliche Form. So müssen wir deutlichere geschichtliche Verhältnisse 
abwarten, um sie zu erkennen; zunächst möge genügen, ihre Stelle 
erwiesen zu haben. — Es kann noch gefragt werden, ob die organi- 
satorisch schöpferische Thätigkeit des Themistokles und Aristides ebenso 
in die Schaffung von Kollegien der inneren Verwaltung ausmündete, wie 
die Organisation des Seebunds in die Einführung der Hellenotamien. 
Hiefür fehlen die Zeugnisse. An sich kann die Instandhaltung der Ver- 
teidigungswerke, bei deren Schaffung nach Aristoteles a. a. O. Themisto- 
kles als Stratege und Aristides als oöußouXoc zusammenwirkten, und die 
Aufsicht über den Hafen- und Stadtverkehr noch den Strategen und 
Archonten mit subalternem Personal überlassen gewesen sein, aber es 
war ja auch die Analogie von selbständigen Kollegien schon da. Was 
die Hellenotamien betrifft, so kann deren Sitz nur an Delos gebunden 
erachtet werden. Wenn sie wie die Strategen gewählt wurden, *) so ist 

1) Dies hat Lösch ke de titulis aliquot atticis p. 9 f. Anm. aus dem Vor- 
kommen von zwei Namen aus derselben Phyle in einem Kollegium erschlossen, weil 
dies beim Losen nicht vorgekommen wäre. 
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damit noch nicht gegeben, dass, was auch schon angenommen wurde, 
unter ihnen ein Obmann von länger dauernder Auktoritätsstellung be- 
stimmt worden wäre. Indes selbst dessen Kompetenz wäre, wie die 
des ganzen Kollegiums, eine sachlich beschränkte gewesen. 

Infolge der in der Stadt und im Piräeus errichteten Werke musste 
es auch zu einer Auseinandersetzung zwischen staatlicher Fürsorge und 
Selbstverwaltung kommen. Die Zugehörigkeit der Demen zu Trittyen 
kam hier .nicht in Betracht, da, wie wir gesehen, die Trittys kein 
Eigenleben hatte, sondern nur eine Einteilungsgruppe für verschiedene 
Arten von Bethätigung der bürgerlichen Stellung war. Aber bei deu 
umfangreichen Bauarbeiten kam Eigentum der Demen, aus welchen 
die Stadt zusammengesetzt war, und des Demos Piräeus in Betracht, 
es werden auch Leistungen ausserordentlicher Art von ihnen bean- 
spracht worden sein, und dies setzte sich mit der Entwicklung des 
hauptstädtischen Wesens fort. Wir haben darüber keine näheren Zeug- 
nisse, — am instruktivsten wären Prozessreden in streitigen Fällen — , 
allein das allgemeine Verhältnis lässt sich konstruieren. Es kann der 
Natur der Sache nach kaum anders ausgebildet worden sein als das 
des heutigen Staats zu den Gemeinden; diese sind einerseits in Eigen- 
tumsfragen und dergl. dem Staat gegenüber Private, andererseits mit 
ihrem eigenen Verwaltungsapparat Organe der Staatsverwaltung. Die 
Ausgleichung zwischen Staat und Demos wird dabei dadurch erleich- 
tert, dass im demokratischen Staat bei der Beratung eingreifender 
Massregeln die, welche von ihnen passiv berührt werden, das Recht 
des Mitsprechens in der entscheidenden Volksversammlung haben. Dazu 
kommt, dass die in Stadt und Hafen ansässigen Bürger von dem, 
was der Staat für die Stadt that, den grössten Gewinn hatten. Eine 
Folge der Konzentration des öffentlichen Lebens in der Hauptstadt 
und der Selbständigkeit der Demenverwaltung war ja, wie schon be- 
merkt, dass die Mehrzahl der Beamten ebensogut städtische wie staat- 
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liehe genannt werden konnten. Die Grenze zwischen dem allgemeinen 
Interesse und dem korporativen der beteiligten Demen zu bestimmen, 
war Sache der allgemeinen Borgerversammlung oder der gütlichen 
Übereinkunft oder der Entscheidung im Prozess. 

IV. 

In den Jahren nach den Perserkriegen hatte der Aroppag.noch 
einen für gewöhnlich nur kontrollierenden, unter Umständen aber auch 
anregenden Einfluss auf die Verwaltung ausgeübt seiner Zusammen- 
setzung nach im Interesse einer konservativen Politik, Im Areopag, 
dessen Mitgliedschaft lebenslänglich war, konnten auch einzelne be- 
sondern und dauernden Einfluss gewinnen, obgleich hiefür greifbare 
Beispiele fehlen. Eine solche Behörde vertrag sich mit der fortschrei- 
tenden Demokratie nicht. 

Zu bestimmten Jahren, dem siebzehnten nach den Perserkriegen 
(= 463 v. Chr.) und dem darauf folgenden des Archon Konon fand 
Aristoteles (vgl. St. der Ath. 2-5, 1 f.) Massregeln des demokratischen 
Führers Ephialtes vermerkt, welche er dahin bestimmt, dass Ephialtes 
dem Areopag die Kontrolle der Verwaltung und alle Befugnisse, die 
er zu seinen ursprünglichen (gerichtlichen) hinzugewonnen, entzogen 
und die Direktive für die öffentlichen Geschäfte und die Oberaufsicht 
in die Hände des Rats, Volks und der Gerichte gelegt habe. Das 
Vorgehen des Ephialtes wird teils als ein gerichtliches gegen Personen, 
teils als ein gesetzgeberisches bezeichnet. — Wie nun die Tragweite 
der negativen Seite dieser Wendung aufzufassen ist, hängt davon ab, 
wie hoch man jenen Einfluss des Areopags taxiert und wie man ihn 
näher bestimmt, die positive Seite aber will besagen, dass durch das 
betreffende Gesetz oder durch die Gesetze des Ephialtes derjenige kon- 
stitutionelle Zustand, insbesondere diejenige rechtliche Begründung der 
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Verwaltung hergestellt wurde, die von nun an im wesentlichen ge- 
blieben ist. 

Die Form, welche Ephialtes der demokratischen Verfassung gab, 
bestimmt Aristoteles 25, 2 so: xa jxiv xolc rcevxaxoafois xal x# Sfyxcp xai 
xoft 8txaorojp£oi£ iic£5(oxev; die Beamten spielen dabei gar keine Rolle- 
Genauer ist der Sinn dieser Verfassung und der Weg, welcher von 
ihr aus zu der Verwaltung führt, folgender: Der Demos als Ganzes, 
dessen Organ die Ekklesia ist, hat unmittelbar Gesetzgebung und 
Wahlen und bemächtigt sich mittelst der Ausbildung der Heliäa immer 
mehr so gut wie unmittelbar der Gerichte. Die Gesetzgebung im 
strengen Sinn wird gehandhabt durch den v<5|io$. Dieser ist in erster 
Linie das solonische Grundgesetz und dessen an bestimmte Formen 
gebundene, teils schon vorhandene, teils noch mögliche Weiterbildung. 
In den strengen und vorsichtigen Formen, welche die Weiterbildung 
binden, wird in das Gesetz als solches ein konservatives Element ge- 
legt, das nicht den Willen des Demos, aber leichtfertige Bethätfigung 
desselben beschränkt, so dass die Idee ist, dass nicht sowohl das 
Volk und dessen jeweilige Augenblicksentscheidung herrsche, f ) son- 
dern das Gesetz als die Summe des überlegten und weise geleiteten 
Volkswillens. Ausserdem bringt das Volk seine Herrschermacht zum 
Ausdruck in den Wahlen, aber nur in beschränkter Weise, weil durch 
Volksabstimmung nur wenige Kategorieen von Beamten bestellt wer- 
den; das demokratische Prinzip bethätigt sich auf dem Gebiet der 
Beamtenbe8tellung mehr in der Allgemeinheit des passiven Wahlrechts, 
welche verstärkt wird durch die Form der Losung. Der Ekklesia steht 
zur Seite der Rat der Fünfhundert, handlungsfähiger als jene, weil 

1) Demostb. 24, 30: tcü>£ od Setvöv ei86xa (xfev xoü; vo\lo\)<; xupfouc 5vxa£, 
etöoxa 8' oöx JtövB' exepov v6jjlov 4>^cpia|xa oü8£v oö8' äv ?vvo|xov i?jv vojioi) xupico- 
xepov ecvai, ypacpat xal Oelvai vojaov öjxrv xaxdt <J>if]<pia|ia , 8 xat aöxi rcapi xoi>£ 
v6|xoo£ e£p>)|iivov f^Set. 
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nur repräsentativ, und in seiner Art ebenfalls demokratisch gestaltet, 
weil zusammengesetzt aus durchs Los bestimmten Vertretern der Deinen. 
Der Rat nimmt teil an der gesetzgebenden Gewalt, sofern er die Ge- 
setze vorberät und kein Gesetz ohne diese Vorberatung an die Volks- 
versammlung geht. Er wird nun aber auch bestellt zum obersten 
Verwaltungsorgan, das die früheren Befugnisse des Areopags und das, 
was die Beamten an dispositiver Begierungsgewalt gehabt hatten, in 
sich vereinigt, so dass die Beamten nunmehr dem Bäte unterstellt sind 
und zwar die einzelnen Stellen und Kollegien parallel, ohne Zwischen- 
instanz. Bis hieher wäre im wesentlichen nichts gegeben als eine 
republikanische Verfassung mit der gesetzgebenden Gewalt des Volks, 
der vorberatenden politischen und in der Administration leitenden des 
Rats und der nach Kompetenzen geordneten Exekutive der Beamten ; 
aber schon hier ist das Besondere die indifferente und nur formell 
autoritative Leitung von Rats- und Volksversammlung, das unterschieds- 
lose Stimmrecht in der Ekklesia, die Bestellung und Zusammensetzung 
des Rats und das allgemeine Recht der Antragstellung beim Volk d. h. 
die Zuteilung der Initiative an alle Bürger. Nun kommt aber noch 
hinzu, dass die Volksversammlung nicht bloss vojioü^, Gesetze im 
strengsten Sinn giebt, sondern auch das Recht hat, ^cpfafiaxa zu er- 
lassen im Sinne teils von Beschlüssen politischen Inhalts teils von 
Verwaltungsdekreten in gesetzgeberischer Form, und diese Dekrete sind 
keineswegs immer Regeln für längere Dauer, sondern in der Mehrzahl 
der Fälle Erlasse für den einmaligen Fall, für welche die Initiative 
jedem Vollbürger zustand, die nur unterworfen waren der Vorberatung 
durch den Rat und der Bedingung, dass sie keinem Gesetz (v6|xcs) wider- 
sprechen durften, die aber auch wieder abgeschafft werden konnten 
einfach durch ein neues Psephisma. Indem so jeder Bürger auch an 
der Verwaltung unmittelbar teilnehmen konnte sowohl durch Beantra- 
gung von Psephismen als mittelst seiner Stimme in der Ekklesia, war die 
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Demokratisierung der Verwaltung vollendet, wie die der Politik durch das- 
selbe Volkspsephisma und die der Justiz durch das Geschworenengericht. 

In der Leitung der Verwaltung aber wie in dem Einzeleingreifen 
war die Volksversammlung dem Rat zur Seite gestellt, und es war 
nicht einmal dadurch eine klare Scheidung der Kompetenzen erzielt, 
dass eine Menge Verwaltungsakte im ordentlichen Wege nur von oder 
vor dem Rat zu vollziehen waren, weil ein Antrag bei der Volks- 
versammlung auch in derartige Geschäfte sich mischen konnte, aller- 
dings nicht ohne Anhörung des Rats. 

Diese Ordnung hat nun ihre besonders wichtigen Folgen wie- 
derum für die Möglichkeit einer konsequenten politischen und admini- 
strativen Leitung. In der Verfassung der römischen Republik ist die 
Kontinuität von Politik und Verwaltung, soweit die letztere nicht in 
den Händen der bleibenden Subalternen, der saribae liegt, gewährleistet 
durch die Zusammensetzung des Senats, die Lebenslänglichkeit der 
Senatorstellung und die Stufenfolge der Magistraturen. Die berufs- 
mässige Verwertung individuellen Geistes aber ist ermöglicht durch 
die Auktorität gewisser Senatsstellungen, durch die Kraft der magistra- 
tischen Leitung von Senat und Volk und durch die Auktorität der Exe- 
kutive gegenüber dem Bürger und nach aussen. In der attischen Demo- 
kratie waren Rat und Volk ohne auktoritätsvolle offizielle Leitung, die 
Archonten und die Beamtenkollegien von dieser Leitung überhaupt aus- 
geschlossen, die Mitgliedschaft im Rate kurz dauernd, Beamtenthätig- 
keit im ordentlichen Dienst — mit Ausnahme des Strategenamts — 
auf das eine Jahr für das jeweilige Amt beschränkt, kurz, es war 
nun die vollständigste Nivellierung und die Beseitigung individuell 
herrschender Einwirkung erreicht und innerhalb der Kollegien eine 
Auktoritätsstellung nicht vorgesehen. Wie war es jetzt vollends mög- 
lich, nicht bloss die politische Führung, sondern auch die Direktion 
der Verwaltung, vor allem der finanziellen, in der Weise in die Hand 
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zu bekommen, dass Beschaffung der Mittel für grosse öffentliche Ar- 
beiten, Ansammlung eines Staatsschatzes für den grossen Krieg, Über- 
sicht über die jeweilig vorhandenen Mittel, Disposition für eine Eeihe 
von Jahren oder auch nur Ineinandergreifen der verschiedenen Zweige 
des laufenden Dienstes gesichert war, während doch dies alles in dem 
attischen Staat in den Jahrzehnten vor dem peloponnesischen Krieg 
anzuerkennen ist? Die Lücke die hier in dem, was offen zu Tage 
liegt, klafft, der Widerspruch zwischen den bekannten Einrichtungen 
und dem thatsächlich Erreichten ist unläugbar, und so kehrt denn 
hier wieder und hier noch in viel höherem Grade die Frage nach 
einer obersten zentralen Amtsstellung, zugerichtet auf die Person des 
Perikles. 

Es begreift sich, dass mit Eifer seine 15jährige ununterbrochene 
Strategenstellung in Anspruch genommen wird, zumal da dieser Staats- 
mann vor dem Ostrakismus des Thukydides, nach welchem die 15jährige 
Periode beginnt (Plut. Per. 16), auch schon Stratege gewesen war. 
Allein es ist mit demokratischer Verfassung absolut unverträglich, dass 
diese Strategenstellung im geordneten Gang der Dinge eine zentrale 
und innerpolitische Kompetenz gehabt hätte; wo sie diesen Anschein 
hat, herrscht Belagerungszustand. So war sie also auch bei Perikles 
mit der jährlichen Wiederwahl und der abgemessenen Kompetenz un- 
genügend, um dem leitenden Staatsmann die Führung der Politik zu 
sichern, so wertvoll sie für die Exekutive war. Ebenso wenig können 
ausserordentliche Kommissionen, wie der kommissarische Auftrag für 
Bauteil (Diod. 12, 39), die Ausführung von Kleruchieen, wenn man 
dies von der Strategie trennen will, eine über den durch die betref- 
fenden Psephismata bestimmten Zweck hinausgehende Macht geben, 
wenn man nicht den regelmässigen Gang der attischen Verwaltung 
völlig verwirren will. Eis scheint also, wenn man von einem ordent- 
lichen höchsten Amt absieht, wieder nur übrig zu bleiben die rcpo- 
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orocrfa xoö Sif)|xou 7 die Auktorität des anerkannten Führers der herrschen- 
den Partei in dem Sinn, dass er an Beeilten nichts hat als das, was 
jeder andere Bürger neben ihm ausübt, und sehen muss, wie er diese 
Bechte mittelst des Vertrauens, das er geniesst, wirkungsvoll und un- 
unterbrochen geltend machen, wie er damit von hoher freiwillig be- 
setzter Warte aus über dem Staatswohl wachen, die Staatsbedürfnisse 
und den Dienst für sie tibersehen könne. Nun welche Ausdehnungs- 
fähigkeit hatten die allgemeinen Bürgerrechte in dieser Zeit? Bei dem 
fortwährenden Eingreifen der Volkspsephismen in den Gang der Staats- 
maschine war das wichtigste Becht das der Antragstellung beim Volk. 
Gelang es einem einzelnen, die Auktorität zu erlangen, dass ihm die 
Antragstellung von seiner Partei gleichsam berufsmässig vorbehalten 
oder, wenn er nicht mit seinem Namen eintreten wollte, doch eine 
Kontrolle für Anträge von Parteigenossen zugestanden wurde, so war 
er, so lange die Partei die Mehrheit hatte, damit ein mächtiger Manu, 
und dem entsprach jetzt auch, seit der Name des Antragstellers in 
dem Psephisma stand, eine Verantwortung, da derselbe damit verant- 
wortlich wurde gegenüber der ypa<p*) rcapav6|icDv , der Klage, die für 
gesetzwidrige Anträge drohte. Ein zweites Becht war der Zutritt zu 
dem Aktenmaterial der Verwaltung, und in dieser Beziehung war der 
attische Bürger wesentlich günstiger gestellt, als der Parlamentarier 
unsrer Tage, der nur mit dem Material, das dem Volksvertreter in die 
Hand gegeben wird, der Verwaltung eines Ministeriums gegenübersteht. 
Wer sich die Mühe gab, konnte die nötigen Anhaltspunkte finden, um 
Anträge für die verschiedenen Verwaltungszweige, speziell solche finan- 
zieller Natur zu stellen. Endlich konnte sich der Bürger durch Be- 
kleidung verschiedener Amter wenigstens vorübergehend Einblick in 
den Dienstbetrieb verschaffen. Das ist viel, aber wie zerstückelt, zu- 
fällig und mühevoll bleibt doch solche rein freiwillige Geschäftsführung 
ohne die dauernde Anregung des Berufs. Bei einem Aristides konnte 
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in dieser Hinsicht die Mitgliedschaft beim Areopag die Lücke aus- 
fällen, aber bei Perikles fiel dies weg. Nun aber ist in dem allem 
nicht begriffen das Verhältnis zum Rat der Fünfhundert, das schon 
in der Periode des Aristides für Politik und Verwaltung wichtiger war 
als eine Stelle im Areopag, in der des Perikles aber vollends unent- 
behrlich. Der Bürger konnte Ratsherr werden, ein-, zweimal, wenn 
das Los ihm günstig war; aber dies reichte eben hin, die laufende 
Verwaltung vor sich vorübergehen zu sehen. Er konnte, wenn er 
einen Antrag unmittelbar beim Volk stellte, l ) da über jedes Volks- 
psephisma der Rat gehört werden musste, diese Behörde nötigen, mit 
seinem Antrag sich zu beschäftigen, auch wenn er nicht Mitglied war, 
aber auf die Verhandlung im Rathaus übte er keinen direkten Einfluss; 
denn, wer nicht Ratsmann oder Beamter war, konnte im Rat nicht 
sprechen oder Anträge stellen. 2 ) Er konnte freilich Parteigenossen, 
die im Rate sassen, die Vertretung seiner Gedanken übergeben, aber 
dies war eine dürftige Aushilfe. Wenn aber der, welcher bei der 
Volksversammlung eine leitende Auktorität ist, dem Rate ferne steht, 
in welchem sich alle Politik und Verwaltung konzentriert, so fehlt 
die Einheit der Staatsleitung. Wo also diese geschichtlich sich in hohem 
Grade vorhanden zeigt, musste dem^welcher ein npoaxixris toö 
5i^(jlou im Sinne des npooxdxr}^ xfjs 7t6Xeü>£ war, der Zutritt zum 
Rate in dauernder Weise von Rechts wegen frei stehen. Dasselbe 
ergiebt sich von dem Bedürfnis des Rats selbst aus. Die Leitung von Rats- 
und Volksversammlungen wird in gewisser Beziehung einheitlich besorgt 

1) Darüber, dass dies vorkam aber doch nur die Ausnahme bildete vgl. Hartel, 
demosthen. Antr&ge in Commentat. in hon. Th. Mommsen p. 522. 

2) vgl. Hartel, demosthen. Studien II S. 6: »Nicht wenig scheint zur Verdun- 
kelung (des parlamentarischen Lebens Athens) die Vorstellung beigetragen zu haben, dass 
wenn auch jeder Volksbeschluss die Vorberatung des Rates voraussetzte, so doch der 
Antrag nicht von einem Buleuten gestellt zu sein brauchte, sondern jeder andere einen 
solchen bei der Bule einzubringen befugt war.« 
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von der Prytanieeneinrichtung aus; allein der Ratsmann, der hieftir 
fungiert, ist ein Strohmann, der notdürftig die Formen zu handhaben 
braucht, materiell keine Auktorität haben soll. Es ist aber im Inter- 
esse des Rats, dass auf irgend einem Wege das von ihm Beschlossene 
bei der Volksversammlung auch materielle Vertretung finde, und dies 
geschieht, wenn der, auf dessen Stimme das Volk zu hören gewohnt 
ist, zugleich als der auftreten kann, der den Willen des Rats zum 
Ausdruck bringt. Ferner all jener Apparat, welcher für die Vorbe- 
reitung von Anträgen nötig ist, steht dem, der in aktiver Weise Zu- 
tritt zum Rate hat, in ganz anderem Masse zu gebot als dem auf 
das allgemeine Bürgerrecht angewiesenen; er ist so erst in der Lage, 
den Athenern herauszurechnen, wie viel Geld in den Kassen sei, was 
für Kriegszwecke zur Verfügung stehe, was für den Schmuck der 
Stadt, wo in der Landesverteidigung eine Lücke bestehe, welche Summen 
der Bildung und dem Lebensgenuss des Volks zu gute kommen könnten, 
in der Lage, die Bewegung von Handel und Industrie zu verfolgen, 
kurz alles offizielle Wissen in den Dienst seines Denkens für das All- 
gemeine zu stellen. 

Wie war es aber möglich, solchen Zutritt verfassungsmässig zu 
gewinnen? Der Privatmann, v elcher dies im einzelnen Fall wollte, 
konnte beim Volk den Antrag stellen, dass ihm derselbe gewährt 
werde (rcp6ao8ov ypcfyeoOat) ; aber es galt dies nur für bestimmte gesetz- 
lich vorgesehene Fälle und unter besonderen Kautelen ; *) oder man 
konnte Einzelnen oder allen Bürgern für bestimmte Zwecke das Recht 
bewilligen, was sie in der zur Beratung stehenden Sache an gutem Rat 
beizubringen hätten, vorzutragen. So beantragt Tisamenos zur Ermög- 
lichung möglichst allgemeiner Mitarbeit an der Gesetzesrevision von 
403/2 v. Chr.: xobq TCapa8i8o|iivou£ v6fiou$ Soxmaaixa) rcpoxepov ^ ßooXij xai 
ol vojioSexat 61 7cevxax6atot • — ££etvat 64 xal JSicottq x<j> ßooXo^vq), e£at.6vxt efc xyjv 

1) Hartel a. a. 0. S. 8. 
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ßoi>M)v ai>[tßoi>Xe6etv 8xt <Sv dyaOiv I^u Tcepi töv vojicdv (Andoc. de myst. 84.) 
Jedoch auch dies ist nur in dem besonderen Fall berichtet, eine Ver- 
allgemeinerung ist nicht bezeugt; immerhin kann man etwa herbei- 
ziehen, dass bei der vom Kate vorgenommenen Einschätzung der 
BUndnergemeinden für die Tribute Privatleute Anträge stellen durften. *) 
Aber wenn von Perikles (Plut. Perikl. 7) gesagt wird, man habe ihn 
in der Stadt nur einen Weg gehen sehen, den zum Markt und dem 
Rathaus, wenn Aristides dem Strategen Themistokles gegenüber als 
der aujApouXoc bezeichnet wird, so werden wir beinahe mit Notwendig- 
keit zu der Annahme geführt, dass das attische Volk demjenigen, den 
es als seinen Vertrauensmann anerkennen wollte, das Recht bewilligte, 
auch wenn er nicht Ratsmann oder Beamter war, aujißouXeöetv 5xi äv 
dyaGöv 1%q. Wurde ihm dies bewilligt, so hatte er eine Stellung, 
welche ebensowohl den Beruf bezeichnete wie sie das Mass der An- 
wendung dem freien Willen überliess, welche die Möglichkeit ver- 
fassungsmässigen Einflusses auf die Staatsleitung gab ohne diktatorische 
Gewalt, und die ohne förmlichen Beschluss, auch ohne Ostrakismus 
ein Ende nehmen konnte, sobald das Volk auf den Rat nicht mehr 
hörte. Mit diesem Rechte war ein Strategenamt oder ein ausserordent- 
licher Auftrag bedeutenden Inhalts wohl zu vereinigen, ohne dass 
eine gefährliche Häufung von Gewalt stattfand, und es war von In- 
teresse für die Einheit der Politik, dass damit auch die Exekutive 
beherrscht werden konnte; dagegen war es vollkommen wertlos, neben 
ihm Mitglied von einem der gewöhnlichen Verwaltungskollegien zu 
sein. Als besonderen Titel für diese Stellung den Ausdruck otyßouXos, 
den Aristoteles für Aristides gebraucht, in Anspruch zu nehmen, ist 
nicht wohl möglich, da er dann in der geschichtlichen Litteratur und 

1) Vgl. ü. Köhler, Urk. und Unters, zur Gesch. des delisch-att. Bunds S. 67. 137. 
Etwas anderes ist es, wenn es bei der imyEipoxovloL v6|jlü)v (Deraosth. 24, 3) heisst : 
npb Tfjs £xxÄijata£ 6 ßoi>X6|ievo$ 'A6r)va((i)v £xti6£tü>. 
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in Urkunden in technischem Sinn begegnen müsste; auch wenn der 
mit Aristoteles gleichzeitige Isokrates 8, 54 arpaxTjYÖs und aöjißouXog in 
ähnlicher Weise einander gegenüberstellt wie jener, ist damit noch 
kein Beweis für einen Titel gegeben. Ebenso wenig aber könnte man 
daraus, dass Isokrates a. a. 0. als Aufgabe des oöußooXos auch be- 
zeichnet das inl toö ß^axog xa ß£Xxtara aujxßouXeöetv, eine Instanz dafür 
gewinnen, dass der npoazdvr}<; toö S^jjlou eben nur als Redner vor der 
Ekklesia seine Auktorität geltend gemacht habe; dies gehört freilich 
dazu und ist das für jedermann greifbare Merkmal, aber das andere 
ist darum, dass es nicht ausdrücklich erwähnt wird, nicht minder als 
notwendiger Bestandteil anzunehmen, es trat eben in der Öffentlich- 
keit nicht hervor. Der Grund, weshalb wir über dieses Verhältnis 
zum Rat nichts näheres wissen, liegt darin, dass wir zwar über die 
Kompetenz des Rats im fünften und vierten Jahrhundert v. Chr. 
gleichzeitige Angaben haben (Pseudo-Xenoph. St. der Ath. 3, 2 f. Ari- 
stot. St. der Ath. 43 ff.), aber weder eine Darstellung der Geschäfts- 
ordnung noch Berichte über Ratsverhandlungen, wie wir sie für den 
römischen Senat haben. Die athenischen Historiker standen eben in 
einem andern Verhältnis zu dem was im Rate vorgieng als die römi- 
schen Vertreter der Geschichtschreibung. Aber man vergleiche das, 
was aus Aristophanes über die Stellung des Vertrauensmanns des Volks 
in der Diskussion über diese Dinge namentlich von Müller-Strübing 
beigebracht ist, mit der hier vorgebrachten Auffassung, und sehe zu, 
ob nicht das Mass von offiziellem Charakter, das darin für denselben 
ausgedrückt erscheint, sich völlig mit ihr verträgt. Eben von diesen 
Zeugnissen aus kann man dann auch weiter ausdenken, dass ein Zu- 
tritt zum Rat in diesem Sinne immer nur Einem gegeben wurde. Es 
ist das Gegenstück zum Ostrakismus. Ist der Triumph über den Gegner 
negativ durch die Beseitigung desselben aus Athen bezeichnet, so ist 
er es positiv durch die Gewinnung des Rechts der Antragstellung im 

7* 
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Rat. — Materiell bietet eine Analogie das dem römischen Princeps 
verliehene tus relatioms im Senat. 

Es soll an einem wohl bekannten Beispiel gezeigt werden, welche 
Rolle die Thätigkeit des mit dem Recht des Zutritts zum Rat ausge- 
statteten Mannes neben dem gewöhnlichen Geschäftsgang spielen konnte. 

Wohl kürz vor dem Ausbruch des peloponnesischen Kriegs, höchst 
wahrscheinlich im Jahre 435/4 v. Chr. hatte sich die Finanzlage 
Athens so günstig gestaltet, dass man an die Rückzahlung der in der 
vorhergegangenen ausgabenreichen Periode bei den TempelschUtzen 
gemachten Anleihen denken konnte. Ein gewisser Kallias stellte den 
Antrag hierauf mit folgendem Verfahren : *) der Rat beauftragt das 
Kollegium der Logisten, die Schulden bei den Göttern genau zu be- 
rechnen mit Hilfe des Materials, das sie von den Priestern und gottes- 
dienstlichen Behörden oder sonst woher sich beschaffen könnten; zu 
gleicher Zeit solle eine neue Tempelschatzbehörde (xafiiat) analog den 
Schatzmeistern der Göttin gegründet werden zur Empfangnahme und 
Verwaltung der für die ,anderen' (d. h. ausser der Athene zum Staats- 
kult gehörigen) Götter sich bei der Restitution ergebenden Schätze 
und der künftig anfallenden, wofür dann nähere Weisungen hinsicht- 
lich des Aufschriebs, der Verrechnung und Rechenschaftslegung ge- 
geben werden. Jene Restitution sollte vor dem Rate vorgenommen 
werden. Gewiss konnte nun jeder beliebige Ratsmann oder ein be- 
liebiger Bürger — und Kallias hatte ja auch keinen besonderen Beruf 
— , wenn er Acht hatte auf die Ausgaben und Einnahmen des Staats, 
auf den Gedanken kommen, dass es an der Zeit wäre, den Göttern 
zurückzugeben, was ihnen gebühre, und im Anschluss daran, wenn er 
zu organisatorischen Ideen angelegt war, die weiteren in dem Antrag 
enthaltenen Massregeln vorschlagen. Aber in einem geordneten Staats- 



1) Corp. inscr. att. 1 n. 32. Dittenberger syll. n. 14. 
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wesen, wie es das athenische war, überlässt man es nicht dem Zufall, 
dass irgend jemand sich die Mühe nehme, über solche Dinge nach- 
zudenken und die erforderlichen Schritte zu thun, sondern man sorgt 
dafiir, dass berufene und befugte Personen dazu da seien. So wird 
auch in diesem Fall hinter dem Mann, der den Autrag mit seinem 
Namen vertrat, eine kompetente Person gestanden haben, den Um- 
ständen nach kein anderer als Perikles, der von seinem Hecht, im 
Rat mitzudenken und mitzusprechen, auf die Idee kam und dafür be- 
sorgt war, dass sie in seinem Geiste zu einem Antrag formuliert wurde 
und mit der Empfehlung des Rats versehen an das Volk gelangte. Der 
Beruf hiezu hängt freilich bei solchem Ratgeber des Volks an dem 
freiwilligen Entschluss, seine Dienste dem Wohl der Gemeinde zu 
widmen, und an dem ganzen Zusammenhang des politischen Lebens, 
aber die Befugnis, diesen Rat richtig und in den gegebenen konsti- 
tutionellen Formen zu geben, die Eröffnung von Mitteln und Wegen, 
um das einzelne in Frage stehende mit den allgemeinen Einrichtungen 
in Einklang zu bringen, verlangt eine ausdrückliche Vollmacht, und 
diese verwandelt den freiwillig erwählten Posten des Ratgebers in 
einen Beruf, der nur in freieren Formen sich bewegt als das Amt. 
Fellner sagt Sitzungsber. der Wiener Akad. 95 (1879) S. 386 mit 
Beziehung auf die Rechnung, welche Perikles nach Thuk. 2, 13 den 
Athenern stellt: „Jeder Athener war in die Möglichkeit gesetzt, genau 
die eingegangenen Tributsummen zu bestimmen. Da bei Thukydides 
keine andern Summen als die jährlichen Tributgelder und die Reserve- 
fonds auf der Burg namhaft gemacht sind, so dürfte es dem Perikles 
nicht schwerer gefallen sein als andern, die betreffenden Posten von 
den Urkunden abzulesen a . Warum übernahm aber diese Aufgabe eben 
Perikles, und wie war es ihm möglich, von dem, wovon er sich 
Kenntnis verschaffte, den für den Staat praktischen Gebrauch zu 
machen ? 



. - 54 — 

Das angeführte Beispiel dürfte auch geeignet sein zu zeigen, was 
die Schablone der Verwaltung leisten konnte, und wo die Grenze 
ihrer Leistung war. Ferner, wenn Fellner a. a. O. S. 392 sagt: 
v hätte ein Staatsschatzmeister zu jener Zeit amtiert, so hätte er in 
dieser Urkunde erwähnt werden müssen 44 , so kann dies für jenes Amt 
im Böckh'schen Sinne zugegeben werden; der npooxdvri<; xoO Sfyiou, 
wie wir ihn fassen, konnte mit dem, was ihm rechtlich zustand, 
ausserhalb der urkundlich werdenden Handlungen bleiben. 

Die Anforderungen, welche bei der beschriebenen Auffassung an 
den TupooTöftTjc toö 8^|xou gestellt waren oder die er, um sich unentbehrlich 
zu machen, an sich selbst stellen musste, waren die höchsten, höher als 
die mit einem ordentlichen Amt verbundenen, und nur eine hervor- 
ragende Kraft konnte ihnen genügen. In demselben Augenblick also, 
in welchem die Demokratie in der Organisation der ordentlichen poli- 
tischen Gewalten und der Organe der Verwaltung zu der völligen 
Nivellierung der individuellen Kräfte gelangt war, nahm sie die in- 
tensivste Bethätigung derselben in Anspruch von dem Vertrauensmann 
des Volks. Tyrannis war davon nicht mehr zu fürchten, auch nicht 
bei der Verbindung mit der Strategie; dafür sorgte der bürgerliche 
Charakter des militärischen Aufgebots, die grosse Öffentlichkeit und 
Freiheit des bürgerlichen Lebens in" kleinen räumlichen Verhältnissen 
und die Verantwortung für die Bekleidung etwaiger Amter bei der 
Rechenschaftsablegung, für die beim Volk eingebrachten Anträge bei 
dem Gericht, für die gesamte politische Richtung vor dem Ostrakismus. 

In die Ordnung der laufenden Verwaltung greift die perikleische 
Periode am tiefsten ein durch die Einreihung der Hellenotamien in 
das System der attischen Finanzbehörden. Wenn auch schon vorher 
dieses Kollegium aus attischen Bürgern bestand, so war doch die 
Übertragung des Bundesschatzes nach Athen und die direkte Unter- 
stellung unter die attische Bule mehr als blosse Ortsveränderung. 
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Leider fällt dies nicht mehr in den Gesichtskreis der aristotelischen 
Darstellung, und Urkunden des Kollegiums fehlen, so dass eine ge- 
nauere Einsicht in die Geschäftsführung nicht zu erzielen ist. Das 
Hauptmoment war neben der Einführung der Abgabe an die Göttin 
die Möglichkeit, nunmehr unmittelbar von den attischen Verhältnissen 
aus Anweisungen auf die Kasse der Hellenotamien je nach dem Be- 
darf der laufenden Verwaltung zu machen. Die Freiheit, welche 
Perikles in der Verfügung über den Reichsschatz für die athenische 
Verwaltung beanspruchte, machte den Konflikt mit seinem Gegner 
Thukydides brennend, aber Perikles blieb Sieger (Plut. Perikl. 14). 
Die Frage, welche unter den attischen Beamtenkollegien der 
perikleischen Periode angehören, ist nicht von prinzipieller Bedeutung. 
Man konnte, da alle Losämter, die in Frage kamen, nur der Ver- 
waltungstechnik und insbesondere den Bedürfnissen des Verkehrs 
dienten, da ferner bei dem Grundsatz des besoldungslosen, höchstens 
Ersatz eigenen Aufwands beanspruchenden Amts Budgetschwierigkeiten 
sich nicht ergaben, leichter als im modernen Staat Amter zusetzen 
und weitere Zahlen von Bürgern an der Verwaltung beteiligen. Das 
Interesse, dem Gang solcher Erweiterung, zu dessen chronologischer 
Fixierung aber das Material fehlt, ! ) nachzugehen , läge teils in der 
Vollständigkeit der Darstellung des Verwaltungsapparats und seiner 
Beziehung auf Stadt und Land teils in der Frage, wie weit dabei 
der Staat Kulturzwecke in seinen Bereich zog. Es liegt der Aufgabe 
dieser Ausführung ferne, dies zu verfolgen. Nur folgende Momente 
mögen hervorgehoben sein. Im Jahr 453/2 wurde nach Aristoteles 
(St. der Ath. 26, 3) wahrscheinlich zum Zweck der Entlastung der 
hauptstädtischen Gerichtshöfe die schon von Pisistratus eingeführte 

1) Zeugnisse liegen nur vor für die Apodekten (oben S. 31), die Hellenotamien 
(oben S. 52) und das Kollegium der Schatzmeister der andern Götter Corp. inscr. att. I 
n. 32. 
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aber mit der Ausdehnung der Rechtsprechung der Heliasten wieder 
aufgegebene Einrichtung der Demenrichter (of xoXo6|xevoi xati S^|iouc Ari- 
stot St, der Ath. 26, 3) erneuert, indem für die sämtlichen Demen, 
städtische und ländliche, dreissig, später vierzig (Aristot. 53, 1) solcher 
Richter jährlich durchs Los bestimmt wurden für eine in der Kom- 
petenz beschränkte Zivilrechtsprechung. Von der pisistrateischen Ein- 
richtung unterschied sich diese Wiederholung dadurch, dass bei jener 
nur das Land in Betracht kam, bei der späteren nach Einführung 
der klisthenischen Demen sowohl Stadt als Land berücksichtigt wurde; 
aber die Nebenwirkung, dass durch die Abhaltung von Gerichtstagen 
in den ländlichen Demen das Eigenleben von diesen gefördert wurde, 
trat auch hier ein, und deshalb kann, obgleich diese Reform der Ge- 
richtsverfassung angehört, dies hier auch erwähnt werden. Im übrigen 
siud als den Interessen der Landschaft dienstbar nur wenige mit Kul- 
turzwecken zusammenhängende Beamte zu erkennen. So der Brunnen- 
aufseher (2ici{ieXi]T))c xöv xprjvöv), welcher als Sachverständiger gewählt 
wird (Arist. 43, 1) und den wir der Natur der Sache nach nicht auf 
die Stadt beschränken können, dem aber ohne Zweifel ähnliche Beamte 
der Demen zur Seite stehen; dann Forstbeamte (öXtöpoJ), die Aristoteles 
(Polit. 1321 b 27. 1336 b 16) anführt ohne Attika zu nennen, die er 
aber auch wohl hier gefunden hat (Tcepl tfjv yfopav laxl xal rcepl xdb 1%m 
toO äaxeo<;). Dagegen möchte ich die fünf Strassenmeister (ÖSotcoioC), 
ofc TCpocrclTaxTai 8i)|ioa(ou£ ipföcias I^ouat x&s 68oJ>s £7ctoxeude£eiv (Aristot. St. 
der Ath. 54, 1) wegen ihrer geringen Anzahl eher auf die Stadt be- 
schränken, woneben es fraglich bleibt, ob die Unterhaltung nicht bloss 
der Vizinalstrassen, sondern auch der durchgehenden Hauptrouten den 
Demen zufiel. 

Neben dem Rat und der Ekklesia nennt als dritten Hauptpfeiler 
der Demokratie Aristoteles (oben S. 8 A. 2) die Dikasterien, d. h. die 
Gerichtshöfe der Heliäa. Diese kommen auch für die Verwaltung in 
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ausgedehntester Weise in Betracht. Sie fungieren mit der Qualifika- 
tionsprüfung (Dokimasie) gewisser Beamten und der Revision gewisser 
Amter (Euthynai), d. h. mit derjenigen Vornahme dieser Geschäfte, 
welche aus erster Hand an sie gelangt, als oberste Aufsichtsbehörde. 
Sodann gehen an sie alle Strafsachen ; welche die Amter einzuleiten 
haben; denn die Beamten selbst haben, abgesehen von gewissen 
unmittelbar von ihnen abzuurteilenden Fällen, nur geringe Ordnungs- 
oder Polizeistrafgewalt. Endlich gehen — mit Ausnahme von Baga- 
tellsachen — alle Fälle der streitigen Gerichtsbarkeit, welche sich bei 
den Amtern ergeben, an die Gerichte, Eine Verwaltungsgerichts- 
barkeit kennt das attische Recht nicht. Die Forderung, welche von 
modernen Theoretikern schon aufgestellt worden ist, dass alle bei den 
Verwaltungsbehörden sich ergebenden Streitsachen nicht innerhalb der 
Verwaltung zu entscheiden, sondern an die ordentlichen Gerichte zu 
verweisen seien, ! ) ist im attischen Verfahren thatsächlich verwirklicht; 
eine theoretische Diskussion der Frage wüsste ich nicht nachzuweisen. 
Damit bieten aber die Gerichte zugleich einen Ersatz für die durchaus 
fehlende Hierarchie der Amter, die in der entwickelten Demokratie 
administrativ nicht in einer Stufenfolge übereinander, sondern parallel 
neben einander unter dem Rat, beziehungsweise unter Rat und Volk 
stehen. ~ 

Die Aufgabe einer Darstellung dieses ganzen Verwaltungssystems 
wäre nun, nicht bloss die Ordnung und den Zusammenhang der 
Amter, ihre Geschäftsführung im einzelnen und das Ineinandergreifen 

1) Vgl. z. B. Lor. Stein, Verwaltungslehre I 8 (1869) S. 378: „Wir müssen 
fordern, dass das ganze Verfahren im administrativen Klagrecht einzig und allein das 
ordentliche Verfahren vor dem bürgerlichen Gerichte sein muss« ; dagegen freilich 
Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht I (1895) S. 63: »Auf die Frage: ist die Ver- 
waltung f&hig, wie die Justiz Hecht und Gesetz zu realisieren oder steht sie dem gegen- 
über wie der einzelne Staatsbürger? ist die Antwort nicht mehr zweifelhaft; sie ist auf 
der ganzen Linie im ersteren Sinne gegeben« und die Ausführungen S. 161 ff. 

8 
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der Geschäfte zu schildern, sondern allgemeine Gesichtspunkte syste- 
matischer und kritischer Art daraus zu gewinnen. Was uns zu dieser 
Aufgabe Aristoteles St. der Ath. K. 43 ff. giebt, ist den Verhältnissen seiner 
Zeit entnommen, in der nicht nur die Kollegien mehrfach andere waren 
als im fünften, sondern auch neue Motive zur Geltung kamen. In einer 
rationellen Einteilung würde der ihm sehr wichtige Gesichtspunkt der 
Bestellungsart, Los oder Wahl, nicht die Rolle spielen, die er hier spielt; 
aber ein anderes bei ihm wesentliches Motiv für die Anordnung ist brauch- 
bar und auch auf das fünfte Jahrhundert zu übertragen. Die ganze Dar- 
stellung ist darauf begründet, dass der Rat über den Beamten steht, sie 
unter seiner Aufsicht und mit ihm arbeiten. Nachdem zuerst 43 — 46 die 
spezielle Kompetenz des Rats erörtert ist, heisst es K. 47, 1: ouvStoixer 
8k (ifj ßouA*)) xai Tats äXkow; &px<xZz t4 rcAetota, und nun kommeu diejenigen 
Amter beschrieben, welche vor dem Rat (Jvavttov xfjs ßouXf^) ihre Auf- 
gabe vollziehen, oder, von dem Geschäft aus zu sprechen, welche 
Funktionen haben, die der Rat im Rathaus unter seinen Augen voll- 
zogen haben will, d. h. die Amter des für den Rat zentralen oder 
inneren Dienstes. Der Abschnitt von der Ratskompetenz wird geschlossen 
K. 49, 4 mit ouv&oixei 84 (if) ßouXtj) xod xatg ö&Xais £px a ^ *& rcAeloÖ' ü>£ Ircos 
etrcetv, worauf K. 50 ff. die Amter folgen, bei welchen das oovSiotxelv 
in anderer Weise stattfindet, d. h. die Beamten des peripherischen oder 
äusseren Dienstes, bei welchen dann der Unterschied von Los- und Wahl- 
beamten massgebend wird. Unter sie haben sich 54, 3 von diesem 
Gesichtspunkt aus auch die fpapnaxtlq verirrt. Dass dann unter der 
Zahl dieser Amter K. 55 ff. die neun Archonten mit aufziehen, passt 
auch schon für die perikleische Zeit und zeigt, welche Verschiebung 
der Grundlagen von Klisthenes zu Perikles stattgefunden hat. 
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